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In der öffentlichen Podiums- und einer anschließenden Plenardiskussion zu Problemen der 

Energiewende in Deutschland sollen kompetente Vertreter aus Wissenschaft, Wirtschaft und 

Politik den gegenwärtigen Stand und ausschlaggebende Problemstrukturen inter- und trans-

disziplinär erörtern sowie entscheidende gesellschaftliche und spezifische Herausforderungen 

bei der – als ‚Gemeinschaftswerk‘ deklarierten und nur so erfolgversprechend wahrzuneh-

menden – komplexen Transformation des sozio-technischen Systems (Energiewende 2.0) 

charakterisieren. 

Auf der Grundlage kurzer Stellungnahmen – unterstützt von einigen schriftlich verfassten, 

vorab publizierten und den Veranstaltungsteilnehmern ausgehändigten Thesen und Ausfüh-

rungen der Proponenten, die im Diskurs zudem als Opponenten auftreten – wird die Debatte 

zunächst im Expertenkreis des Podiums und anschließend mit dem Auditorium geführt.  

Die Ergebnisse sollen als komprimiert resümierendes Meinungsbild publiziert, durch persön-

liche Stellungnahmen ergänzt und die Problemdiskussion auf der Website der Leibniz-

Sozietät fortgeführt werden. 

 

 

 

 

Proponenten und Opponenten des Podiums: 

 

Gerhard Banse (MLS), Präsident der Leibniz-Sozietät der Wissenschaften zu Berlin e.V. 

Lutz-Günther Fleischer (MLS), Sekretar der Klasse Naturwissenschaften und Technikwis-

senschaften der Leibniz-Sozietät der Wissenschaften zu Berlin e.V. 

Dr. Ernst-Peter Jeremias, Geschäftsführer tetra ingenieure GmbH, Neuruppin 

Dr. sc. oec. Rainer Land, Thünen-Institut für Regionalentwicklung e.V. Bollewick  

Dr. Norbert Mertzsch, Vorsitzender des Vereins Brandenburgischer Ingenieure und Wirt-

schaftler e. V. 

Dipl. Ing. Ulrich Meyer, Energieeffzienzberater, vormals Teamleiter Energie der Zukunfts-

agentur Brandenburg 

Dr. Bodo Wolf, Geschäftsführer bw.-energiesysteme GmbH, Bad Saarow  
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THESEN 1 

 

Energiewende 2.0? – Energiewende 2.0! 

Anmerkungen eines Technikphilosophen 

Gerhard Banse (MLS) 

 

1. „Der Blick in die politischen und massenmedialen Debatten, aber zunehmend auch in die 

Wissenschaften hinein, zeigt, dass die zentralen Herausforderungen der Energiewende, die 

kritischen Punkte, die auch zu einem Scheitern führen könnten, keinesfalls nur im technischen 

Bereich liegen. Vielmehr sind es grundlegende Änderungen der Beziehungen und Schnittstel-

len zwischen den Energietechnologien und der Gesellschaft, die mit der Energiewende ein-

hergehen, und die nach aktueller Lage der Debatte wohl die eigentlichen Herausforderungen 

ausmachen werden. Um dem Gedanken der Energiewende 2.0 gerecht zu werden, muss das 

Energiesystem als soziotechnisches System verstanden werden, indem technisch-materielle 

und nicht-technische Entwicklungen mit ihren Wechselwirkungen den Verlauf der Transfor-

mation prägen“ (Schippl/Grunwald 2013, S. 4). Einer aktuell-modischen Rhetorik folgend, 

wird von beiden Autoren ein nur technikbasiertes (erstes) Konzept der Energiewende als 

„Energiewende 1.0“ bezeichnet, das notwendige, weil breiteres, auf einem soziotechnischen 

Herangehen basierende Konzept dagegen (folgerichtig) „Energiewende 2.0“. Neben den 

„technischen“ Komponenten der Energiewende müssen somit auch die „sozio“-Komponenten 

einer weitergehenden Analyse unterzogen werden.  

2. Bevor darauf etwas näher eingegangen wird, ist zunächst eine Anmerkung erforderlich: 

Technik ist nicht anders denn als Soziotechnisches, d. h. als Ergebnis zielorientierter mensch-

licher Aktivitäten (vor allem Erkennen, Zwecksetzen, Bewerten, Entscheiden und praktisch-

gegenständlich Handeln) in einem konkreten sozialen Umfeld, das sowohl „Inhalt“ wie 

„Form“ konkreter technischer Lösungen in hohem Maße beeinflusst („strukturiert“), lebens-

weltliche Wirklichkeit. Im Zuge selektiver Wahrnehmungsprozesse ist es allerdings möglich, 

Technik gedanklich so aus dieser „gesellschaftlichen Verklammerung“ herauszulösen, dass 

als Resultat unter „Technik“ allein die mit der unmittelbaren Funktionserfüllung verbundenen 

Beziehungen und Zusammenhänge erfasst sind (etwa als „Artefakte“). Wird dann ein sol-

chermaßen reduziertes Verständnis als Ausgangspunkt für umfassendere Problemstellungen 

der eingangs genannten Art angenommen, dann muss zu diesem „Technischen“ notwendi-

gerweise das „Nichttechnische“ hinzugefügt werden, um das „Sozio-technische“ nachträglich 

rekonstruieren zu können.  

3. Nun lässt sich nicht verleugnen, dass derartige selektive „Modelle“ für weitergehende Ana-

lysen zumeist unumgänglich sind (um „handhabbar“ zu sein). Allerdings darf dann nie außer 

Acht gelassen werden, dass diese „Komplexitätsreduktion“ einerseits eine wissenschaftliche 

(und politische!) Komponente enthält: Welche Reduktionen sind vom gegenwärtigen wissen-

schaftlichen und technischen Entwicklungsstand (sowie vom politischen Anliegen) her ge-

rechtfertigt und legitim, d.h. führen – absehbar – zu keiner „Verzerrung“ des technischen Er-

scheinungsbildes bzw. relevanter Zusammenhänge?. Andererseits basieren sie auf einem indi-

                                                           
1
  Die Thesen sind in der alphabetischen Reihenfolge der Autorennamen angeführt und weder 

inhaltlich noch im Charakter verändert. 
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viduellen „Zugriff“, vor allem auf dem Auswahl-, Bewertungs- und Entscheidungsverhalten 

des Nutzers, d.h. auf dem bewussten oder spontanen, reflektierten oder unreflektierten „Aus-

schreiten“ vorhandener interpretativer Räume. Mithin: Wie viel „Einfachheit“ (d.h. welche 

„Reduktion“ der vorhandenen „Vielfalt“ bzw. „Komplexität“) ist erforderlich oder zulässig, 

um die gegebene Aufgabe erfüllen zu können? Und: Wie viel an vorhandener Vielfalt bzw. 

Komplexität muss erhalten bleiben, um die gegebene Aufgabe erfüllen zu können? Das gilt es 

auch hinsichtlich „Energiewende“ zu erörtern. 

4. Zurück zum Sozio-technischen. Werden soziale (vor allem sozio-ökonomische) Zusam-

menhänge sowohl der Entstehung wie der Verwendung bzw. Nutzung technischer Sachsyste-

me als unabdingbar angenommen, dann wird Technik als „sozio-technisches“ System unter-

stellt, Technik mithin als soziales „Phänomen“ betrachtet. „Ein soziotechnisches System ist 

[…] ein Handlungssystem, in dem personale und soziale Funktionsträger mit Sachsystemen 

aggregiert sind“ (Ropohl 1979, S. 180), oder anders: „[…] personale bzw. soziale Systeme 

einerseits und Sachsysteme andererseits [gehen] in soziotechnischen Systemen eine integrierte 

Handlungseinheit ein“ (Ebenda, S. 181f.). So gefasst bezeichnet Technik nicht nur die von 

Menschen gemachten Gegenstände (technische Sachsysteme, „Artefakte“) selbst, sondern 

schließt auch deren Entstehungs- und Verwendungszusammenhänge („Kontexte“) ein (also 

das „Gemacht-Sein“ und das „Verwendet-Werden“).  

5. Vor diesem Hintergrund bekommen dann u.a. folgende – mehr oder weniger zufällig aus-

gewählte – „Schlagworte“ eine ganz andere Bedeutung bzw. muss den damit verbundenen 

Sachverhalten eine ganz andere Bedeutung zugeschrieben werden: 

- „erneuerbare“ Energiequellen (Wind, Sonne, Biomasse); 

- (intelligente) Stromnetze und „smart home“; 

- e-Mobilität; 

- Energie-Speicher(ung); 

- Geschäftsmodelle und Wertschöpfungsketten; 

- Genehmigungs- und „Überwachungs“verfahren, Standardisierung(en); 

- zentrale versus dezentrale Lösungen, Kreislaufprozesse; 

- politische, rechtliche, institutionelle, … „Rahmenbedingungen“ und „Folgen“; 

- Bezugsrahmen (z.B. Individuum/Unternehmen, Region, Land in der BRD, Bundesrepub-

lik, EU, Europa, global). 

6. Obwohl mit dem soziotechnischen Verständnis sowohl der Entstehungs- als auch der Ver-

wendungszusammenhang prinzipiell umfassend einbezogen sind, zeigt sich, dass vielfach 

vorrangig einerseits der Entstehungszusammenhang thematisiert wird, andererseits die sozia-

len Bedingungen und „Kontexte“ auf sozioökonomische reduziert werden. Diese Einschrän-

kungen lassen sich überwinden, wenn einerseits die „alltägliche Technik“ („Technik des All-

tags“), d.h. nicht nur die Produktionstechnik, andererseits kulturelle Zusammenhänge sowohl 

hinsichtlich der Hervorbringung wie der Verwendung technischer Sachsysteme berücksichtigt 

werden, Technik als Kulturprodukt betrachtet wird. Es gilt zu begreifen, dass Technik „ihren 

Einsatz und ihren alltäglichen Gebrauch […] in einem sozio-kulturellen Kontext, im Kontext 

kollektiver Interpretationen und Deutungen“ (Hörning 1985, S. 199) findet. Ausgangspunkt 

ist die Einsicht, dass technische Objekte keinesfalls notwendigerweise so und nicht anders, 

wie sie uns allgegenwärtig sind, d.h. aus autonomen technischen oder gar naturalen Bedin-

gungen, in den Alltag gelangen. Technische Sachsysteme sind in ihrer Entstehung wie in ihrer 

Verwendung Ausdruck sowohl eigener wie fremder („eingebauter“) Absichten und Zwecke. 

Trotz aller genau eingebauter und eingeschriebener Handlungsanweisungen, deren Befolgung 

gerade für den Laien die optimale Funktionsnutzung verspricht, bietet auch und gerade die 

Alltagstechnik oft erhebliche Spielräume der Nutzung: Aufgegriffen von dem einen, schlecht 

eingesetzt von dem anderen, ignoriert vom dritten – stets jedoch vor dem Hintergrund be-
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stimmter Nutzungserwartungen, beeinflusst durch Wertung und Werbung sowie eingebettet in 

bestimmte gesellschaftliche und technische „Infrastrukturen“. 

7. Zusammenfassend gilt: 

- Technik umfasst sowohl die technischen Sachsysteme selbst („Artefakte“) als auch die 

Entstehungszusammenhänge (das „Gemacht-Sein“) und die Verwendungszusammenhän-

ge (das „Verwendet-Werden“).  

- Technik ist einbezogen in menschliche Aktionen und Praktiken (Mittel für Ziele/Zwecke, 

„Realisierung“ von Regeln). 

- Sozio-technische Systeme sind „eingebettete“ Systeme (in eine vielfältige und heterogene 

„Umwelt“). 

- „Die „Nützlichkeit von Technik ist immer auch etwas kulturell Interpretiertes“ (Hörning 

1985, S. 199f.).  

- Technische Sachsysteme haben neben ihrem Funktionswert („Mittel“ für …) stets auch 

einen „symbolischen Wert“. 

Mit einem derartigen sozio-technischen Verständnis (auch der „Energiewende“!) kommen 

auch weitergehende Probleme in den Blick. Hier soll nur auf zwei verwiesen werden, zu-

nächst auf ein wissens- oder handlungstheoretisches, sodann auf ein generelles und schließ-

lich auf ein spezifisches normatives Problem. 

8. Erfolgreiche technikbasierte menschliche Handlungsvollzüge im Sinne ziel- und zweckge-

richteter Tätigkeiten sind dadurch charakterisiert, dass 

- das angestrebte Ziel erreicht, der angestrebte Zweck realisiert wird (Folgen 1. Ordnung); 

- zugleich weitere, nicht angestrebte Folgen, Effekte, Wirkungen eintreten (können); 

- im Zeitverlauf sich die Folgen 1. Ordnung wandeln und damit unvorhergesehene, zumeist 

unerwünschte Folgen, Effekte, Wirkungen eintreten (können), etwa additiver, kumulati-

ver oder synergetischer Art (Folgen 2., 3., … Ordnung). 

Die Konsequenz ist die Notwendigkeit des Umgangs mit (graduellem) Nichtwissen, d.h. ein 

Handeln unter nicht-eleminierbarer (kognitiver) Unsicherheit (vgl. Banse 2016). 

Folgen können 

- bekannt oder unbekannt (in Beziehung zum gegebenen Wissen) sein; 

- beabsichtigt oder unbeabsichtigt (in Beziehung zum gegebenen Ziel) sein; 

- vorhersehbar oder nicht-vorhersehbar (in Beziehung zum gegebenen Ziel) sein; 

- positiv oder negativ bewertet (in Beziehung zu einer gegebenen Werteskala) werden. 

Die Konsequenz ist (auch) die Notwendigkeit, die (gegebene) Werteskala zu explizieren und 

Präferenzen, Konkurrenzen, Ziel- und Wertkonflikte usw. sichtbar zu machen (s.u.). Das be-

deutet auch, dass Ziele und Zwecke bei der (rationalen) Begründung und Bewertung techni-

scher Lösungen nicht ausgeblendet werden dürfen (wider eine „instrumentelle“ Vernunft). 

9. Auch in der öffentlichen Debatte der „Energiewende“ werden Technikkonflikte (Technik-

kontroversen) sichtbar. Diese sind mit ihren moralischen Implikationen nicht nur Kontrover-

sen um technische Mittel, sondern Konflikte um Lebensentwürfe (-stile) und Zukunftsvorstel-

lungen, um Menschenbilder und Gesellschaftsentwürfe. Sie sind verbunden mit Fragen, in 

welcher Gesellschaft wir leben wollen und welche Menschenbilder wir dabei unterstellen. Sie 

treten verstärkt im Zusammenhang mit den Bedingungen, Zwecken und Folgen der Entwick-

lung, Herstellung, Nutzung und Entsorgung von Technik auf, z.B. hinsichtlich  

- des Umgangs mit und der Zumutbarkeit technikbedingter Risiken wie Strahlenbelastun-

gen oder Unfallrisiken durch nukleare Anlagen; 

- der Sicherheitsfragen der Endlagerung radioaktiver Stoffe; 
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- des Elektrosmog 

- der Fragen einer nachhaltigen Energieversorgung. 

Damit wird auf die Notwendigkeit von Güterabwägung(en) verwiesen. Güterabwägung „ist 

eine Methode der Konfliktlösung. Bei Kollisionen zwischen Rechtsgütern wird dem höher-

rangigen Rechtsgut(wert) der Vorrang gegenüber dem niederrangigen gegeben. [Es wird] 

nichts darüber aus(gesagt), nach welchen Maßstäben festgestellt werden soll, welches Gut das 

höherwertige ist“ (Lexikon 1987). Dabei gelten: „Wo Güter miteinander konkurrieren […] 

werden, um zu sicheren und konsensfähigen Entscheidungen zu gelangen, für den Abwä-

gungsprozess neben den maß- und richtungsgebenden Prinzipien und Kriterien allgemein 

handhabbare Vorzugsregeln und Abwägungsmaximen benötigt“ (Feldhaus 1993, S. 693) und 

„Wenn ein […] Ziel nicht ohne Nebenfolgen zu erreichen ist, so darf das als mögliche Neben-

folge eintretende Übel niemals größer sein als das Übel, das eintreten würde, wenn die Hand-

lung unterbliebe“ (Korff 1985, S. 277). 

In diesem Sinne wurde bereits im Rahmen des Projekts „Ethische Probleme einer langfristi-

gen globalen Energieversorgung“ des Instituts für Wissenschaft und Ethik an der Universität 

Bonn in den Jahren 2001 bis 2003 (!!) hervorgehoben: „Die mit der Umstellung der Energie-

systeme verknüpften Folgeprobleme werden weltweit zahlreiche, heute noch schwer ab-

schätzbare Rückwirkungen auf Politik und Gesellschaft haben. Insofern ist die Energiefrage 

kein rein physikalisch-technisches Problem, das sich allein mit den Mitteln der Ingenieurs-

kunst lösen ließe, sondern auch und vor allem ein gesellschaftspolitisches Problem mit zahl-

reichen ethischen Implikationen.“ (IWE Bonn) Im Projekt wurden dann folgende Kriterien 

für die Entwicklung des zukünftigen Energiesystems herausgearbeitet (vgl. Streffer et al. 

2005): 

1. Wirtschaftlichkeit: Versorgungssicherheit und Wettbewerbsfähigkeit; 

2. Langfristigkeit: Berücksichtigung der zeitlichen Fernfolgen menschlichen Handelns; Fol-

gen „höherer“ Ordnung; keine Folgen mit stark irreversiblem Charakter; 

3. Umweltverträglichkeit: keine irreversible Schädigung der natürlichen Lebensgrundlagen 

der Menschheit; Gesundheitsrisiken in vertretbarem Verhältnis zum Nutzen; Rücksicht-

nahme auf ästhetische Bedürfnisse; 

4. Sozialverträglichkeit: Wohlfahrt (Grundrechtssicherung, Chancen-Gefahren-Verteilung) 

und Rechtsstaatlichkeit Zustimmungsfähigkeit von technischen Lösungen); 

5. Verteilungsgerechtigkeit: Verteilung von Chancen und Gefahren muss zustimmungsfähig 

durch alle Betroffenen sein. 

Deutlich wird: Die „technische Zivilisation“ benötigt auch für die „Energiewende“ neben 

Verfügungswissen (vor allem durch die Natur- und Technikwissenschaften erzeugt) auch 

Orientierungswissen (vor allem seitens der praktischen Philosophie und auch der Theologie 

bereitgestellt). Denn menschliches Handeln und Entscheiden basiert auf Rationalität und 

Emotionalität und schließt die Bedeutung der Kommunikation von Chancen und Gefahren 

sowie deren vorgängiger Bewertung ein. M.E. steht der „Untugend“ des Nicht-Wissens die 

„Untugend“ des Zuviel-Wissens gegenüber, oder – in Form von zwei Fragen – „Haben wir 

das Wissen, das wir brauchen?“ bzw. „Brauchen wir das Wissen, das wir haben?“. Vielleicht 

gelten auch: „Was zu komplex ist, ist (oft) nutzlos!“ und „Was zu einfach ist, ist (meistens) 

falsch!“ 

Bei Entscheidungen auch im Rahmen der „Energiewende“ geht es einerseits um 

Evidenzbasierung (Was wissen wir? Was wissen wir nicht? Welches sind die Ziele und Be-

wertungskriterien? Welches sind (mögliche) Alternativen? …), andererseits um den Erhalt der 

Options-Vielfalt (d.h. die Bewahrung der Entwicklungs- und Handlungsmöglichkeiten der 

Gesellschaft).  

Damit ist auch auf „Langzeitverantwortung“ verwiesen, womit wird eine bestimmte Sicht auf 

gegenwärtiges technisches bzw. technisch instrumentiertes Handeln präsentiert wird, und 
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zwar einerseits auf zukünftige mögliche Resultate (Ergebnisse, Folgen, Wirkungen, Effekte) 

dieses Handelns („Langzeit-“), andererseits auf das „Einstehen“ für diese möglichen Resulta-

te durch bzw. deren „Zurechnung“ oder „Zuschreibung“ auf gegenwärtig Handelnde („-

verantwortung“) bezogen. Dabei werden häufig vorrangig nur solche Ergebnisse thematisiert, 

die als „negativ“ bzw. „inakzeptabel“ (bezogen auf aktuelle Wertskalen) oder als „nicht-

intendiert“ (bezogen auf die vorgängige Zwecksetzung) bewertet werden. 

10. In diesem Zusammenhang ist dann auch nachhaltige Entwicklung zu thematisieren. Mit 

„Nachhaltigkeit“ wird eine Entwicklung bezeichnet, in der die Bedürfnisse heutiger Generati-

onen befriedigt werden, ohne die Befriedigung der Bedürfnisse kommender Generationen zu 

gefährden, d. h. zu riskieren, dass diese ihre eigenen Bedürfnisse nicht (ausreichend) befriedi-

gen können (vgl. Hauff 1987, S. 46). Dieses Leitbild hält mit seinen sozialen, ökonomischen, 

technischen, ökologischen und institutionell-politischen Komponenten die fundamentalen 

Überlebens- und Entwicklungsbedingungen sowohl dieser als auch der zukünftigen Gesell-

schaft durchgängig präsent (vgl. RSU 1996, S. 51). Im hier interessierenden Zusammenhang 

ist dann von Interesse, wie Technik so gestaltet werden kann (bzw. muss), dass ein Mehr an 

nachhaltiger Entwicklung möglich wird. Dabei gilt zunächst, eine angemessene Kombination 

von drei Ansätzen zu realisieren (vgl. Huber 2000): 

- Effizienz (d.h. die Reduzierung des Stoff- und Energieverbrauchs je Einheit hergestellter 

Güter oder Dienstleistungen), 

- Suffizienz (Reduzierung der hergestellten Menge und Nutzung von Gütern bzw. Dienst-

leistungen) und 

-  Konsistenz (Erhöhung der Vereinbarkeit anthropogener mit natürlichen Stoffströmen). 

Das setzt voraus die Fragen zu beantworten, was „nachhaltige“ Technik ist und wie beurteilt 

werden kann, inwieweit ein konkreter Technikeinsatz zu mehr oder zu weniger nachhaltiger 

Entwicklung führt. Damit stellen sich vorrangig folgende drei Probleme: 

- das Wissensproblem (Wissen über politische, rechtliche, ökonomische, soziale und ande-

re Rahmenbedingungen; über Konsumentenverhalten, Techniknutzung und -folgen); 

- das Bewertungsproblem (multikriterielle, dimensionenübergreifende Bewertung; Konsens 

und Dissens über Kriterien und deren Hierarchie); 

- das Umsetzungsproblem (Akzeptanz und Realisierung von neuen Technologien, die eine 

nachhaltige Entwicklung befördern können). 

Auch infolge möglicher „Bumerang-Effekte“ (negative Effekte bzw. Problemlagen von Tech-

nologien, Strategien, Entscheidungen usw., die die Überwindung früherer negativer Effekte 

bzw. Problemlagen zum Ziel hatten) gilt es zunächst, die Reflexivität der Gesellschaft zu er-

höhen, denn Reflexivität ist eine Zentralkategorie in der gegenwärtigen Debatte um das 

„Wie?“ der Ermöglichung von Nachhaltigkeit: „Unter dem Begriff ‚Reflexivität’ versteht man 

die Wahrnehmung, Erfassung und Artikulation von Problemlagen sowie die Fähigkeiten des 

bzw. adäquaten Handelns im Rahmen sich verändernder Bedingungen“ (Enquête-

Kommission 1998, S. 385). 

Schließlich ist darauf zu verweisen – und damit auf oben bereits Eingeführtes zurückgekom-

men –, dass sich nach und nach eine kulturelle Perspektive sowohl als eigenständiger als 

auch als integraler Bestandteil der Bemühungen um eine nachhaltige Entwicklung einschließ-

lich eines wissensbasierten nachhaltigen Wirtschaftens wird – und das gilt auch für die 

„Energiewende“. Kulturelles wird dabei insbesondere als „pattern“ und „practices“ verstan-

den (z. B. in Form von [tradierten] Verhaltens-, Konsumtions- und Produktionsmustern und 

entsprechender Praktiken). Die (unumstrittene!?) Kernthese in dieser Hinsicht ist, dass nach-

haltige Entwicklung (auch bzw. vor allem) eine Frage der Kultur ist: Um nachhaltige Ent-

wicklung (und auch die Energiewende!) umzusetzen, muss die Art zu leben und zu wirtschaf-

ten – die herrschende ökonomisch-technische Kultur – geändert werden! Es gilt: Nachhaltige 
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Entwicklung ist eine Frage der Kultur, denn: „Es ist die Praxis unseres alltäglichen Tuns, es 

sind die kulturell eingefahrenen Gepflogenheiten und sozial eingespielten Praktiken, die gro-

ße Ansatzpunkte für Verhaltensänderungen auch hin zur Nachhaltigkeit bieten“ (Hörning 

2010, S. 334). 

11. Fazit: Mit dem Konzept „Energiewende 2.0“ wird der Blick auf bzw. für Notwendiges in 

seiner Komplexität und Vernetztheit geschärft, was „kurzschlüssige“ – weil unangemessene – 

Lösungen verhindern könnte. 
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Auf das dynamische organische Ganze kommt es an. 

Die Energiewende – rezente Sachlage und Folgerungen
2
 

Lutz-Günther Fleischer (MLS) 

Hauptthese:  

Auf das dynamische organische Ganze kommt es an. Die strukturelle Kopplung und die funk-

tionelle Kooperation der vielgestaltigen Teile bestimmen maßgebend die Qualität und die 

operationalen Wirkungen der Ganzheit.  

Erfolgversprechende Analysen: die Suche nach wesentlichen Erkenntnissen und nach praxis-

relevanten Problemlösungsvarianten in vorbehaltlos erschlossen Möglichkeitsfeldern verla-

gern sich prinzipiell vom bisher dominanten, die (häufig statischen) Teile und Trennungen 

favorisierende Reduktion, auf die komplexen Verhaltungsweisen emergenter funktioneller 

Ganzheiten.  

Sie umfassen die, in einem solchen (im weitesten Wortsinn) „Organismus“ obwaltenden ko-

operativen Wirkungsbeziehungen, die bedingte und unbedingte Steuerung und Regelung so-

wie die variablen Wahrscheinlichkeiten der sie wandelnden komplexen Prozesse, die typi-

schen Kausalitätsketten in ihren wesentlichen Ursache-Wirkungs-Bezügen sowie das interne 

und externe Gefüge determinierender Einflüsse und – ebenfalls ambivalenter – Ergebnisse. 

Dieser Fokus und die charakterisierte Vorgehensweise sind in den zu analysierenden Syste-

men
3
, Sachverhalten und Konstellationen unmittelbar begründet und kognitiv wohl erwogen. 

Inter- und transdisziplinär müssen in diesem Sinn die naturwissenschaftliche, technikwissen-

schaftliche, sozial- sowie kulturwissenschaftliche Expertise und das prädikatenlogische 

‚Wenn–Dann-Konditional’ vollständiger erschlossen werden.  

Analytische und responsive Leitsätze:  

1. Das Ganze: die ‚Energiewende’ ist noch immer und überwiegend politische Intention sowie 

leitmotivisch kolportierte Idee, als sachgerecht koordiniertes, handlungsstimulierendes, 

schlüssig realisiertes, dabei genügend klar strukturiertes ,sozial determiniertes, wirkungsvoll 

sozio-ökonomisch flankiertes, natur- und technikwissenschaftlich hinreichend gerechtfertigtes 

und folgerichtig umgesetztes, zukunftsfähiges Innovationsprogramm mit wirkungsstarken In-

ventionen. Die staatlichen Ziele hinsichtlich der qualitativen Umgestaltung der Energetik und 

des durchgreifenden Klimaschutzes sind zwar ambitioniert, konkrete Maßnahmen zu deren 

Realisierung bleiben jedoch deutlich hinter den objektiven Erfordernissen und Erwartungen 

zurück. 

Dynamische, dennoch ausreichend geschlossene und gesamtgesellschaftlich akzeptierte Kon-

zepte zur weitsichtigen problembewussten Planung und vertrauenswürdigen Führung sowie 

Organisationsmodelle zum umfassenden und zuverlässigen Management dieses – nach Mei-

nung einiger Protagonisten revolutionären – Transformationsprozesses zur in Deutschland 

angestrebten nachhaltigen Gesellschaft mit einem dazu adäquaten Energiesystem, sind nur in 

Ansätzen vorhanden und noch erheblich entwicklungsbedürftig.  

                                                           
2
  Das Dargestellte ist die genuin subjektive Bewertung des Autors L.-G. Fleischer, die jedoch inso-

fern intersubjektiv ist, als sie von zahlreichen Protagonisten, auch Antagonisten, zumindest in es-

sentiellen Elementen geteilt wird. 
3
  System: vernetztes dynamisches (sich in Raum und Zeit änderndes) Wirkgefüge aus einer Vielzahl 

und Vielfalt von Elementen in intra- und interagierenden (emergenten) Strukturebenen (beachte 

Komplexität und Rhizomazität), das von der Mit-, Nah- und Umwelt charakteristisch abgegrenzt ist 

bzw. mit ihnen wechselwirkt. 
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Dazu einige dominierende Fakten, Entwicklungstendenzen und resultierende Erfordernisse. 

Das evolutorische soziotechnische Energiesystem der Energiewende konstituiert sich aus er-

heblich mehr – Teilsystemen als das tradierte. Darunter sind zunehmend digitalisierte, kom-

plexe, selbstlernende und bedingt autonome Elemente. Abertausende dezentral allokierter 

Solar- und Windkraftanlagen substituieren sukzessive und selten problemfrei, die bisherigen, 

nur nach Hunderten zählenden Großkraftwerke. 

- In mannigfaltigen Wechselwirkungen und enger Verflechtung der gesellschaftlichen 

und wissenschaftlich-technischen Entwicklung unterliegt das tendenziell nachhaltigere 

Energiesystem in seiner sektoralen und Makrostruktur einem selbstinduzierten und 

selbstinstruierenden, schrittweisen Wandel sowie den Determinanten verschiedener 

Politik-Felder. 

- Die steuernden und regelnden Märkte sowie die Governance der Energiewende stehen 

in dialektischen Widersprüchen: bedingen einander, verlangen – unter den essentiellen 

Anforderungen der Zuverlässigkeit und der Sicherheit der fortschreitend digitalisierten 

Infrastruktur – nach einem entwicklungsstimulierenden Marktdesign sowie nach „in-

telligenten“ Regulierungsmechanismen.  

- Die zukunftsprägenden, auf Einkommensenergieträgern aufbauenden, neuartige In-

formations- und Kommunikationstechnik der universellen Digitalisierung einschlie-

ßenden, innovativen Technologien der flexiblen und resilienten Energetik: des anpas-

sungsfähigen Erfassens, Wandelns, der Transformation, der robusten Verteilung und 

der Anwendung der Gebrauchsenergien als technisch-technologische Hauptkompo-

nente der Energiewende, müssen – bei zunehmender Vernetzung der Strom-, Wärme- 

und Mobilitätssektoren – ständig effektiv und effizient mit jenen verbleibenden Teilen 

der fossilen Energetik äquilibriert werden, die vor allem auf Vermögensenergieträgern 

basieren. 

- Das unverzichtbare Systemverständnis für die Energiewende in der fortschreitend wis-

senschaftlich-technisch formierten Umwelt und im Alltag muss, wegen der qualifizier-

ten Mitsprache und Mitwirkung der Bürgerinnen und Bürger, die gesellschaftspoliti-

schen, kulturellen, ökonomischen und ökologischen Aspekte umfassen. Einen expo-

nierten Stellenwert dafür haben die auditierte Technikakzeptanz und die evolutorische 

Technikmündigkeit des Einzelnen und der Gesellschaft. Der VDI definiert: „Technik-

mündigkeit bezeichnet die Fähigkeit, technische Entwicklungen zu nutzen sowie deren 

Folgen für sich, die Gesellschaft und die Umwelt abschätzen und bewerten zu können. 

[…] Technikmündigkeit kann und sollte durch technische Allgemeinbildung vermittelt 

werden.“ (VDI Bildung) Die entscheidende Begründung dafür liegt im Wesen der 

Technik, die einen qualitätsbestimmenden Teil der materiellen und ideellen menschli-

chen Kultur assistiert. Diese modalitätstheoretische Relation gilt im Umkehrschluss 

für den Charakter und die Beschaffenheit der menschlichen Kultur. 

Der gesamtgesellschaftlich vereinbarte, Dezennien währende, kooperative qualitative Wandel 

bedarf des soliden Wissens um seine Ziele, Zwecke und Methoden sowie der breiteren Ak-

zeptanz, er verlangt nach vertrauensvollen sozialen Interaktionen zwischen den Akteuren und 

den vornehmlich Betroffenen.  

Die Realität bleibt leider (teils weit) hinter diesen Notwendigkeiten zurück. Obwohl allein das 

effektiv gesteuerte und geregelte Ganze durchgreifende Chancen für die notwendigen nach-

haltigen ‚Wende-Erfolge‘ böte, dominieren Partikularinteressen, nicht genügend integrierte, 

geschweige denn vernetzte, Teillösungen. 
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2. Ausschlaggebend ist die, aus materialwissenschaftlichen (stofflichen), ökologischen und 

ökonomischen Gründen präferierte, Substitution der derzeit energie- und stoffwirtschaftlich 

konkurrierend: als fossile Vermögensenergieträger und zugleich als kaum ersetzbare Kohlen-

stoffquelle für unzählbare materielle Anwendungen genutzten, ausnahmslos erschöpfbaren 

natürlichen Ressourcen. 

Bei der konsequenten, wesensbestimmenden und effektiven Substitution fossiler Vermögens-

energieträger bis zur prospektiven Vollversorgung mit primären und sekundären Einkom-

mensenergieträgern
4
 bestimmen drei Konfliktfelder die Abläufe und deren Ergebnisse: 

 symptomatische Divergenzen zwischen evidenten öffentlichen und privaten Interes-

sen, 

 inadäquate Polaritäten zwischen zentral fokussierten und objektiv präferierten dezent-

ralen Systemlösungen,  

 Imbalancen zwischen globalen sowie lokalen Prozessen und Effekten der Transforma-

tion – obgleich globales Denken und ein darauf beruhendes angemessenes lokales 

Handeln zielführend wären. 

Alle Einkommensenergieträger werden gegenwärtig hauptsächlich unter technischen, ökono-

mischen und einigen gesellschaftlichen Aspekten bewertet. Das ist notwendig, aber eben nicht 

hinreichend, weil auch die Nutznießung dieser Energieträger naturgesetzlichen Grenzen un-

terliegt. Limitierend wirken die thermodynamischen und einige geophysikalische Gesetze der 

kompartimentierten Erdsphären. Für die verschiedenen Formen der Energiebereitstellung in 

einem Land, erweist sich der energetische Leistungsertrag pro Quadratmeter Erdoberfläche 

als entscheidende Größe für die infrage kommende Technologie. Diese Flächendichte beträgt 

in Deutschland 90 bis 140 Wm
-2

 

 3. Multikausal ausgelöst und im schöpferischen Verbund zukunftsfähig zu bewältigen sind, 

außer dem – der in Auseinandersetzungen anhaltend exponierte und umstrittene – vollständige 

(Wieder-)Ausstieg aus der Kernenergetik, der im Energiemix präferierte Einsatz von Ein-

kommensenergieträgern, die deutlich zu steigernde Effektivität (Wirkungsvektoren) sowie zur 

ökonomischen und technischen Effizienz (Wirkungsgrade) bei der Bereitstellung, der Wand-

lung, der Verteilung und dem Einsatz der Energie, punktuell aber auch bedeutsame Energie-

Einsparungen.  

Die drastische Einsparung von Energien jeder Art (insbesondere aber Elektroenergie), nach 

Maßgabe des gezielt angebahnten wissenschaftlich-technischen Entwicklungsniveaus aller 

Produktivkräfte, über effizientere Umwandlungsprozesse in der gesamten Energie-Kette und 

die effektivere Nutzungen aller Gebrauchsenergien (Endenergien) in jedem Anwendungsbe-

reich, ist für die Energiewende dringend geboten und absolut unerlässlich.  

Wesentliche energieintensive Sektoren, wie die Mobilität (der Straßen-, Luft- und Schiffsver-

kehr) sowie die Landwirtschaft, werden von dringend gebotenen Umgestaltungen derzeit zu 

wenig erfasst. 

                                                           
4
  Der Begriff Einkommensenergieträger präzisiert unter dem Gesichtspunkt ihrer Genesis die univer-

selle Kategorie Energie. Er beschreibt jene, Energie enthaltenden und übertragenden Stoffe, Impul-
se, Strahlungen und Felder, die in einem bestimmten Zeitintervall einem Bilanzraum zufließen 
oder/und in ihm transformiert werden. Nur in diesem Sinn sind sie erneuerbare bzw. sich selbst er-
neuernde Ressourcen. Dem stehen hinsichtlich ihres Ursprungs und Charakters die Vermögens-
energieträger – wesentlich enger limitierte, prinzipiell erschöpfbare natürliche Ressourcen – ge-
genüber 
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Es ist ein herausforderndes ökonomisch-ökologisches Gebot, die faktisch obwaltende 

„Stromwende“ umgehend zur tatsächlichen Energiewende mit einer integrierten „Wärme-

wende“ und einer planmäßig einzuleitenden „Verkehrswende“ zu komplettieren. 

4. Übergreifende Ziele der Energiewende, insbesondere wirkungsvolle Maßnahmen zur Be-

grenzung des zivilisationsgeschichtlich herausragenden Klimawandels, sind bisher objektiv 

unzureichend realisiert, obgleich eine Vielzahl evidenter Indikatoren auf konsequente und 

umfassendere Lösungen drängen.  

Selbst der Klimawandelskeptizismus findet in bestimmten Kreisen noch beflügelnden Wider-

hall. Unter dem Aspekt des Klimaschutzes spielen solche Optionen wie der, andere fossile 

Energieträger zunächst interimistisch substituierende Erdgaseinsatz sowie die CO2-

Abscheidung und die Kohlendioxidspeicherung in funktionaler Kopplung mit technisch effek-

tiven und kosteneffizienten Einkommensenergie-Technologien und der Sektor Kopplung eine 

steigerungsbedürftige Rolle. 

Die Forderung nach Energieeffizienz setzt koordinierte und harmonisierte Konzeptionen zur 

anteiligen (quellen- und verbrauchernahen) dezentralen, gleichzeitig zentral eingegliederten 

und abgestimmten ‚intelligenten‘ Energieversorgung voraus. 

Die Effizienz wird von einem Modul beschrieben. Sie entspricht dem Betrag eines Wirkvek-

tors, im Besonderen dem Verhältnis von (vornehmlich ökonomischem sowie technischem) 

Nutzen und Aufwand, im Spezialfall einem dimensionslosen Wirkungsgrad. Im Zusammen-

hang mit der Energetik stimmt sie mit der mehrkomponentigen Energieeffizienz überein. Effi-

zienz ist gedanklich mit der Wendung frei übersetzbar ‘Etwas ergiebig, günstig bis bestmög-

lich, sparsam, effektvoll ausführen‘. Das ‚Etwas‘ muss nicht generell – wie im Falle des Quo-

tienten Effektivität per definitionem – das Richtige sein.  

Bestmöglich gestaltete und kombinierte Energietechnologien mit optimierten Prozessketten, 

die das nutzbare Wissen der Wissenschaft und der Technik um Ursachen, Wirkungen und 

Mittel (nach J. Mittelstraß das Verfügungswissen) unter den gegebenen Umständen und Zie-

len einsetzen und dafür zusätzlich vertiefen, bilden den Kern dieser Gebote. Besondere Auf-

merksamkeit gebührt der effektiven und effizienten Transformation der Einkommensenergie-

träger, die die nichtthermische Nutzung der Sonnenenergie exponiert. Jede Klasse von Pri-

märenergieträgern birgt und generiert spezifische Probleme. Bei der photovoltaischen, photo-

chemischen und photoelektrochemischen Transformation sind sie allerdings besonders diffi-

zil, dennoch selbst energietechnisch lösbar. Freilich verlangen sie erhöhte kognitive, gegen-

ständliche, zeitliche sowie finanzielle Aufwendungen und zuweilen entscheidende Vorleis-

tungen. Energiepolitisch muss zudem für eine akzeptierte (tatsächlich und nicht nur deklarativ 

neue) Infrastruktur, für zielsichere Stimuli, gesellschaftlich relevante und akzeptierte Vor-

rangregelungen, Garantien etc. gesorgt werden. 

5. Die Anzahl und das ‚Gewicht‘ der für den Umbau, die neuen Strukturen und die Ausgestal-

tung des nachhaltigen Energiesystems sowie die Versorgungssicherheit in Deutschland not-

wendigerweise zu lösenden, praktisch aber offenen, wissenschaftlich-technischen, ökologi-

schen, ökonomischen, sozialen und sozio-kulturellen Probleme überwiegt jene, für die unter 

verschiedenen Erkenntnis- und Gestaltungsperspektiven sowie inhärenten Bewertungskriteri-

en bereits passable – obwohl nicht in jedem Fall auch wirtschaftliche und sozialverträgliche – 

Lösungen verfügbar sind. Die Koordinationseffizienz und die zufriedenstellende Bewertung 

bedürfen der grenzerweiternden und hinderliche Grenzen durchbrechenden Methodik des 

sachlich begründeten Vergleichens – einer adaptierten Komparistik. 

Auf einer soliden natur- und technikwissenschaftlichen Basis erwirkte bahnbrechende Fort-

schritte können wir nur von wohlerwogenen und gezielt geförderten technisch-

technologischen Innovationen erwarten. Der außerordentliche und unersetzbare Wert der 
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Technologien (die zahlreiche materielle und ideelle Komponenten zielorientiert in sich verei-

nigen) erklärt sich aus ihren vermittelnden, integrierenden, verändernden und stimulierenden 

Wirkungen. Zwischen Ressourcen, wie der Vielzahl und Vielfalt von Naturstoffen sowie den 

Primärenergieträgern, und den Gebrauchswerten (dem angestrebten Nutzen für den Men-

schen, die Gesellschaft), fungieren immer evolvierende Technologien in ihrer sich wechsel-

seitig bedingenden Dualität von anwendungsgerechtem Prozesssystem (Sachsystem) und in-

teragierendem, kooperierendem Wissenssystem (Theoriensystem). Es gibt keinen anderen 

Weg zur Überführung empirischen und wissenschaftlichen Wissens in das abgestimmte, ziel-

gerichtete, werteschaffende menschliche Denken und Handeln: in Produkte, Prozes-

se/Verfahren, Innovationen, in Kreativität, Produktivität, Effektivität und Effizienz. Naturge-

mäß ragen diesbezüglich Nachhaltigkeitsinnovationen und Schlüsseltechnologien heraus. 

Eine Vielzahl wichtiger innovativer Gestaltungsmittel existiert bisher nur als prospektive Po-

tenz.  

Statt zielorientierter Rahmenregelungen regieren, selbst auf profilformenden Gebieten tech-

nisch-technologisch bevormundende Detailvorgaben für punktuelle technisch-technologische 

Lösungen und technologiespezifische Vergütungen. Das Möglichkeitsfeld für opportune Lö-

sungsvarianten wird mit vorgeblich ‚alternativlosen‘ Darstellungen politisch verbaut. 

Das zu erörternde, hochdimensionale Feld der verflochtenen Möglichkeiten betrifft u.a. die 

Kraft-Wärme-Kopplung mit einem breiten Leistungsspektrum, gekoppelte Netze mit unter-

schiedlichen technischen Strukturen und Parameter zum Erfassen und Verteilen der Energie 

sowie kapazitive und transformative Speichertechnologien mit verschiedenen Wirkprinzipien 

zum effektiven Ausgleich der räumlich und zeitlich divergierenden Bedarfs- und Deckungsbi-

lanzen für elektrische und thermische und (danach einzuordnen) für chemische Energie.  

Das Speicherproblem sowie das Problem der qualifizierten Netzausstattung (umbauen, aus-

bauen, koppeln) ist als regulatorische energietechnische Strategien der (netzdienlichen, vor 

allem netzstabilisierenden) Systemsicherheit und Flexibilisierungsoptionen gekoppelt. (Auch 

Netze haben zu beachtende systemtypische Speicherkapazitäten.) 

Unverzichtbar sind stoffliche, thermische und elektrochemische Speicher mit anwendungsge-

rechten Speichervermögen, hohen Speicherdichten und überzeugenden Wirkungsgraden, ggf. 

angemessen dimensionierten Zyklenzahlen und Zyklenstabilitäten, nutzungsadäquaten Spei-

cherdauern sowie praktikablen Be- und Entladezeiten. 

Grundlegend und entwicklungsfördernd ist die konsequente Digitalisierung der Mess-, Steue-

rungs- und Regelungsprozesse und der KI-Kommunikation in der Betriebsführung sowie in 

allen Phasen und Ebenen materieller und ideeller Prozesse in der Gesellschaft als Basis zu 

deren wirkmächtiger Vernetzung und zur algorithmischen Beherrschung. 

6. Beschrieben sind mit dieser Skizze überwiegend unabdingbare naturale Aspekte auf dem 

Weg zu dem angestrebten nachhaltigen Energiesystem, das die gesamte Lebens- und Produk-

tionsweise in Deutschland neu konstituiert und mitentscheidend prägt.  

Obwohl zahlreiche kleine und selbst einige mittlere Unternehmen bei solchen Entwicklungen 

und Nachhaltigkeitsinnovationen von der zu zurückhaltenden staatlichen Unterstützung ab-

hängig sind, gelingt es – wenn auch in zu geringem Umfang – Netzwerke aufzubauen und so 

Synergien zu gewinnen.  

Bürgerinitiativen und -beteiligungen beim Umbau der Energiebasis werden zunehmend – 

zuletzt mit Willensbekundungen und Einigungen der projektierten ‚Groko‘ – eingeschränkt 

oder sogar kaum noch ermöglicht, obwohl die Regierung lange Zeit beteuerte, dass diese 

Neugestaltung nur mit Bürgerbeteiligungen vor Ort, wie Bürgerwindparks, der Bio-

Energiedörferbewegung etc., gelänge. Wahrscheinliche weitere Änderungen des EEG, we-



16 

 

sentlich größere Ausschreibungsvolumina, das anvisierte ‚Zukunftsmodell‘ der Lieferverein-

barung über den langfristigen direkten Bezug von Strom aus Einkommensenergieträgern 

(Power Purchase Agreements) und in die Zukunft verschobene Realisationen von Klima- und 

Substitutionszielen sprechen für diese These. 

7. Die teil- und/oder zeitweise gegensätzlichen Kostenentwicklungen für herkömmliche Ver-

mögensenergieträger, wie Erdöl, Gas, Stein- und Braunkohle auf den Märkten sowie für die 

ordinierten Kosten der prosperierenden Einkommensenergieträger, fungieren – gewollt und 

teilweise unbeabsichtigt – als wirkmächtige technisch-ökonomische Regulatoren der Ener-

giewende. Als dominante Entscheidungskriterien sind Kosten jedoch nicht nur widerspruchs-

voll, sondern u. U. sogar fragwürdig. Wenn dennoch die Kostenbemessungen der Energie-

wende als Teilkriterium sachdienlich analysiert und optimiert werden sollen, dann ist das nur 

auf der Ebene des Gesamtsystems vergleichend und nicht auf der selektiven Stufe der Einzel-

technologien akzeptabel. Gefordert ist tatsächlich ein umfassendes Kompendium sozio-

technischer, sozio-ökonomischer bis sozio-kultureller Bewertungs-Kriterien und deren gesell-

schaftliche „Gewichtung“. 

Die außergewöhnlich hohen (derzeit außerdem nicht verursachergerecht und demgemäß sozi-

al weiter disproportionierend, ja, mit gewaltigen sozialpolitischen Risiken ‚umverteilten‘ und 

zugewiesenen) Kosten sowie anderer obligater materieller und immaterieller gesellschaftli-

cher Aufwendungen für die Realisation der (komplementären, auch alternativen) Entwick-

lungs- und Einwirkungsmöglichkeiten, sind naturgemäß nur mit großen Unschärfen kalkulier- 

und prognostizierbar. Sie führen überdies zur skizzierten ‚Kosten-Unwucht‘ mit ernstlichen 

negativen sozialen Folgen, die bereits mit dem Einbau einer ‚tickenden sozialpolitischen 

Bombe‘ verglichen werden. 

8. Eine Vielzahl von Problemen, wie die Energiewende, bildet jene Klasse der dominierenden 

Fälle, die keine zur wissenschaftlichen Gewissheit führende Lösung, sondern wesensgemäß 

nur Folgerung mit definierten Wahrscheinlichkeiten zeitigen. Die Ursachen dafür bilden die 

zugrundeliegenden deterministisch-chaotischen Prozesse mit ihren charakteristischen Nichtli-

nearitäten, Unbestimmtheiten, den typisch verflochtenen, verschachtelten bzw. verschränkten 

komplexen Ereignisfolgen und den Unsicherheiten der Ergebnisvoraussagen, die mit der 

prospektiven Distanz zum Aktuellen stark anwachsen.  
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Podiums- und Plenardiskussion EW 2 

Ernst-Peter Jeremias 

 

These 1 Nachhaltigkeit in der Energieversorgung 

 

Das Zieldreieck der Energieversorgung besteht aus Versorgungssicherheit, Preiswürdigkeit 

und Umweltschutz. Seit kurzem wird es in der aktuellen fachlichen Diskussion durch den 

Aspekt der Akzeptanz ergänzt. Eine nachhaltige und zukunftssichere Energieversorgung wird 

dabei oft auf die jeweilige lokale Ebene beschränkt. In unserer globalen Welt ist dieser Be-

trachtungsansatz aber nicht mehr zutreffend und ausreichend. Eine aktuelle Auswirkung be-

obachten wir in der verstärkten Migrationsbewegung in die EU. 

Betrachtungen zur Nachhaltigkeit unserer Energieversorgung müssen aus meiner Sicht neben 

den rein technischen und ökonomischen Aspekten vor allem die sozialen bzw. gesellschaftli-

chen Effekte berücksichtigen. Ursachen für die Migration sind aus unserer Sicht in den Ar-

beits- und Lebensbedingungen in den Entwicklungsländern zu finden. Die beginnenden Aus-

wirkungen des Klimawandels führen zu Beeinträchtigungen, die eine Verschärfung der Situa-

tion verursachen. 

Industrienationen sichern sich Energie- und Rohstoffquellen auch durch militärische Einfluss-

nahme. Die Folge sind Kriege in den betroffenen Regionen mit geopolitischer Bedeutung. Die 

Auswirkungen zeigen sich in der Fluchtbewegung. 

In vielen Ländern führten Versuche von politischer Einflussnahme zu negativen Auswirkun-

gen, Demokratieexport ist häufig gescheitert und der Versuch hat die nationale Situation nicht 

stabilisieren können. 

Nicht zuletzt sind die negativen Auswirkungen der vorherrschenden Weltwirtschaftsordnung 

auf die Wirtschaft der Entwicklungs- und Schwellenländer zu nennen. 

In Verbindung mit der globalen Verbreitung und Glorifizierung des heute vorherrschenden 

ungerechten Weltbildes durch die rasante Verbreitung moderner Kommunikationstechnolo-

gien führen die vorgenannten Ursachen zu einem wachsenden Migrationswillen nach Europa. 

Ohne Änderung des politischen und wirtschaftlichen Handlungsansatzes in den wirtschaftlich 

starken und stabilen Staaten dieser Welt wird die begonnene weltweite Völkerwanderung von 

derzeit ca. 12 Millionen Menschen nicht einzudämmen sein. Die ausbeuterische Nutzung von 

Vermögensenergie-Trägern muss zurückgedrängt werden. Vermögensenergieträger müssen 

vorrangig einer stofflichen Nutzung vorbehalten sein. Die technologischen Fähigkeiten und 

Lösungen müssen auf die thermische Verwertung der „Reste einer stofflichen Nutzung“ aus-

gerichtet werden. Der Schutz der Umwelt ist oberstes Gebot und einzupreisen. 

Die heimischen Einkommensenergien sollten unter Einsatz der vorhandenen Infrastrukturen 

und der vorhandenen Potentiale in Wissenschaft und Technik verstärkt genutzt werden. 

Um diese Entwicklung zu ermöglichen, ist es förderlich, die engen energetischen und wirt-

schaftlichen Bilanzkreise zu Gunsten volkswirtschaftlicher Betrachtungsweisen aufzulösen. 

Die Kosten für eine gerechte Weltordnung und die bislang externalisierten Kosten der Ver-

mögensenergien müssen zukünftig zwingend in die sozial-ökonomischen Betrachtungen ein-

fließen. 

Global denken – lokal handeln gilt heute mehr denn je. 
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These 2 Unvermögen der deutschen Energiewende 

In den letzten 15 Jahren ist eine Energie- und Umweltgesetzgebung geschaffen worden, die 

vorrangig auf die Interessen, Wünsche und Forderungen der deutschen Großindustrie und der 

Energiekonzerne ausgerichtet ist. Die internationale und europäische Abstimmung energiepo-

litischer Maßnahmen ist verbesserungswürdig.  

Die sogenannte Energiewende wird hauptsächlich durch die Endkunden finanziert, die sowohl 

die direkte Förderung der „Erneuerbaren“ Energien über die EEG-Umlage auf den Strompreis 

als auch die Subventionierung der fossilen Energieträger über Steuergelder tragen. 

Die gesetzlichen Strukturen im Bereich der Energiewirtschaft sind zunehmend komplexer 

geworden. Sie wirken nicht marktorientiert und sind hinsichtlich ihrer langfristigen Folgen 

und Wirkungen häufig nicht durchdacht.  

In der Folge der sich mit steigender Geschwindigkeit und politischer Willkür ändernden ge-

setzlichen Vorgaben gibt es für Investoren im Hinblick auf die langfristig wirkenden Investi-

tionen im Energiesektor keine Verlässlichkeit mehr. Kurzfristige politische Entscheidungs-

prozesse mit gegenläufigen Wirkungen führen zum Verlust der erreichten technologischen 

Marktführerschaft, zur Vergeudung von Steuergeldern und zum Akzeptanzverlust in der deut-

schen Bevölkerung. Die realisierte Einflussnahme auf die die Stromnetzstrukturen provozie-

ren Gefahren für eine sichere Stromversorgung in Deutschland. 

Die Politikansätze für die Bereiche Strom, Wärme und Mobilität werden nicht gesamtheitlich 

betrachtet und behindern sich daher mitunter gegenseitig. Die „Energiewende“ wird noch 

immer auf die „Stromwende“ reduziert. Die Sektorenkopplung wird ein zunehmender Diskus-

sions- und Handlungsschwerpunkt. In der Frage der Ausgestaltung treten aber wiederum In-

teressenskonflikte zwischen den Eigentümern der Stromnetze und Gasnetze auf die Tagesord-

nung. 

These 3 Wärmenetze als Grundlage kommunaler Daseinsvorsorge 

In dieser Situation besteht eine Chance zur Sicherung der Nachhaltigkeit der Energieversor-

gung durch kommunalen Einsatz. Zahlreiche Städte und Gemeinden haben eigene Unterneh-

men in Form von Stadtwerken oder Eigenbetrieben gegründet, die die zentralen Aufgaben der 

kommunalen Daseinsvorsorge wahrnehmen.  

Dazu gehört neben den allgemein anerkannten Handlungsfeldern der Wasserver- und Abwas-

serentsorgung in zunehmendem Maße auch die Energieversorgung.  

Das tägliche Leben, wie wir es kennen, ist ohne sichere, umweltfreundliche und preiswerte 

Energieversorgung nicht mehr vorstellbar. Daher gehört aus unserer Sicht die Energieversor-

gung untrennbar zur kommunalen Daseinsvorsorge, was eigentlich eine wettbewerblich orien-

tierte Energiewirtschaft ausschließt.  

In unserer täglichen Arbeit spielt die Wärmeversorgung eine ganz wesentliche Rolle. Sie un-

terliegt weit mehr als die Stromversorgung lokalen Besonderheiten, die sich im Gebäudebe-

stand, den Eigentümerstrukturen und den kommunalen Rahmenbedingungen widerspiegeln.  

Viele, auch kleinere Städte verfügen über kleinere und größere Nah- und Fernwärmenetze, die 

von völlig unterschiedlichen Unternehmen betrieben werden. 

Wärmenetze sind nicht unumstritten.  

Es treten Wärmeverluste auf, die abhängig von der Größe des Wärmenetzes und der Fahrwei-

se zwischen 5 und 25% betragen können. Das Auftreten von Wärmeverlusten ist physikalisch 

unvermeidlich und führt bisher in der Regel zu einem erhöhten Einsatz von Vermögensener-

gie. 



21 

 

Weitere Kritikpunkte bestehen in der üblichen langfristigen Vertragsbindung der Kunden über 

10 Jahre, die für die Absicherung der hohen Investitionskosten nötig ist. Durch die Errichtung 

eines Wärmenetzes hat der Betreiber heute in der Regel eine natürliche Monopolstellung inne, 

die in der zunehmend wettbewerblich orientierten Energiewirtschaft kritisch gesehen wird. 

Diese Punkte liefern Stoff für mitunter heftig geführte Diskussionen, die häufig in der Forde-

rung münden, Wärmenetze zugunsten gebäudezentraler Anlagen aufzulösen. Aus meiner 

Sicht werden dabei die Aspekte der Zukunftssicherung und Nachhaltigkeit oft stark unter-

schätzt. Die effiziente Nutzung von Kraft-Wärme-Kopplung, von betrieblicher Abwärme, 

sogar von Stromüberschüssen aus Einkommensenergien (P2H) – die es so eigentlich gar nicht 

geben dürfte – und von lokal unterschiedlich verteilten solarthermischen Potentialen ist an das 

Vorhandensein von geeigneten Wärmenetzen gebunden. Die Chancen zur Nutzung dieser 

Energien werden vergeben, wenn Wärmenetze zurückgebaut werden. 

Aus meiner Sicht ist es zunächst unabdingbar, vorhandene Wärmenetze einer kritischen Prü-

fung zu unterziehen. Dabei sollte der Fokus jedoch auf der Optimierung der Betriebsbedin-

gungen dieser Wärmenetze liegen, nicht auf deren Liquidation. 

Ein Schwerpunkt dieser Untersuchungen ist die Entwicklung technologischer Möglichkeiten 

zur Senkung der energetischen Wärmenetzverluste. Eine Möglichkeit ist zum Beispiel, die 

Temperaturen in den Wärmenetzen soweit wie möglich zu senken. Neben der Verringerung 

der physikalischen Netzverluste ist die Senkung der monetären Netzverluste ein wichtiger 

Optimierungsschritt. Die monetären Netzverluste lassen sich verringern, indem zur Deckung 

der Wärmeverluste statt preisintensiver Vermögensenergien arbeitspreisneutrale Einkom-

mensenergie genutzt wird.  

Außerdem sind die Entwicklung und der Einsatz „Energierückspeisender Hausanschlussstati-

onen“ und die Konzipierung und Simulation dynamischer Wärmenetze mit Strömungsumkeh-

rung sowie die saisonale Wärmespeicherung aktuelle Untersuchungs-schwerpunkte. 

Alle diese konzeptionellen Ansätze und Maßnahmen müssen sich in unserer Gesellschaft je-

doch regelmäßig dem Gebot der Wirtschaftlichkeit unterwerfen, insbesondere dann, wenn die 

Akteure Kommunen, wirtschaftlich orientierte Unternehmen oder/und Monopolinhaber sind. 

Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen vergleichen in der Regel die Kosten für verschiedene Alter-

nativen. Das Ergebnis ist abhängig vom gewählten Bilanzkreis. Betrachtet der Investor nur 

seinen direkten Bilanzrahmen, spielen folgende Faktoren eine ausschlaggebende Rolle für die 

Wirtschaftlichkeit der Fernwärme: Wärmedichte im Versorgungsgebiet, Investitionskosten, 

Brennstoffkosten und die rechtlichen Rahmenbedingungen. Dazu gehören die energiewirt-

schaftlichen Regelungen, die Energiesteuern und Umlagen, die Förderungen und das 

EEWärmeG. Zieht man den Bilanzkreis weiter, z. B. um die Kommune, sind auch die Aus-

wirkungen auf den Klima- und Umweltschutz, die lokalen Wirtschaftskreisläufe und z. B. den 

kommunalen Haushalt zu beachten. Diese Auswirkungen werden im Allgemeinen nicht be-

rücksichtigt, sofern sie nicht genehmigungsrechtlich oder preislich (Energiesteuern) einflie-

ßen. 

Erweitert man den Bilanzkreis, in dem die Wirtschaftlichkeit ermittelt wird, um die externen 

Kosten für fossile Brennstoffe, zeigt sich, dass die Fernwärme in allen Fällen konkurrenzfähig 

ist, das Optimum liegt hier bei einem Primärenergiefaktor von 0,1 .. 0,2. Rein fossil betriebe-

ne Wärmenetze haben auch bei Einsatz von Kraft-Wärme-Kopplung bei diesem Bilanzkreis 

eine verschlechterte Kostensituation. Langfristig ist die Nutzung erneuerbarer und arbeits-

preisneutraler Energieträger unabdingbar. 

Wärmenetze der Zukunft: viele dezentrale Erzeuger speisen auf verschiedenen Temperatur-

ebenen ein. Verbraucher können auch Erzeuger sein, das verursacht eine wachsende Dynamik 
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und komplexe Anforderungen. Sie dienen dem Ziel, Wärmenetze als Sammelbecken für 

Wärmenergie zu nutzen und damit den Verbrauchern den Zugang zu ansonsten ungenutzten 

Reservoiren zu ermöglichen. 

These 4 Aktuelle Handlungsfelder in der zentralen Wärmeversorgung 

Was ist zu leisten – die Einbindung mehrerer Erzeuger in ein Wärmenetz erfordert thermo-

hydraulische Netzberechnungen zur Auslegung der Leitungsnetze, Pumpen, Druckhaltesys-

teme und zur Optimierung der Wärmenetzstruktur. Um das dynamische Verhalten bei wech-

selnden Lastfällen gemäß dem schwankenden Energiedargebot und dem Abnahmeverhalten 

sind neue Simulationsmodelle erforderlich. 

Grundvoraussetzung für die Einbindung von Einkommensenergien in Wärmenetze ist die 

Senkung der Rücklauftemperaturen in den Fernwärmenetzen. Diese werden durch die Wär-

meverbraucher stark beeinflusst. Aus sozial-ökonomischen Gründen sollten insbesondere ge-

ringinvestive Maßnahmen im Vordergrund stehen. Dazu wurden und werden diverse Mess-

programme an verschiedenen FW-Hausanschlussstationstypen durchgeführt, mit denen der 

Ausgangszustand ermittelt und analysiert wird, um dann Veränderungen durch Umbaumaß-

nahmen in der Anlagentechnik messtechnisch nachzuweisen. 

Die aktuellen sozialen und ökologischen Herausforderungen erfordern neue Denk- und Hand-

lungsansätze in der kommunalen Energieversorgung.  

Wärmenetze können ein wesentlicher Faktor zur nachhaltigen Energieversorgung sein, wenn 

vorrangig Einkommensenergien und Abwärme genutzt werden, prioritär arbeitspreisneutrale 

Energieträger eingesetzt werden, die üblichen Bilanzkreisgrenzen erweitert werden und damit 

bisher externalisierte Kosten fossiler Energieträger in der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung be-

rücksichtigt werden.  

Voraussetzungen dafür sind die Errichtung und der Betrieb von niedrig-exergetischen Wär-

menetzen, innovative Lösungen für die Trinkwarmwasserbereitung und Veränderungen der 

rechtlichen Rahmenbedingungen, insbesondere der Energiepreis- und Förderstrukturen. 

Vor dem Hintergrund des wachsenden Risikos einer verminderten Versorgungssicherheit bei 

der Stromversorgung in Deutschland können Erzeuger mit Kraft-Wärme-Kopplung und/oder 

photovoltaische Speichersysteme (zukünftig auch Stromspeicher in Elektroautos) in Verbin-

dung mit Wärmenetzen zur Erhöhung der Versorgungssicherheit in den Städten und Gemein-

den beitragen. 

 

Fazit des Autors aus aktuellen Politikansätzen:  

Am 07. Februar 2018 wurde der Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD vorgelegt. Vor 

dem Hintergrund der Einschätzung, dass die bisherigen politischen Zielsetzungen für die Ent-

lastung der Umwelt bis zum Jahr 2020 verfehlt werden, sind auch die im Koalitionsvertrag 

festgelegten Maßnahmen hinsichtlich Energieeinsparung und Minimierung der Schadstoffbe-

lastung als nicht ausreichend einzuschätzen und schieben notwendige Maßnahmen weiter auf. 

Nach wie vor scheinen die Interessen des Kapitals und der Großindustrie im Vordergrund zu 

stehen. Das Zusammenführen der erforderlichen Maßnahmen in ein ganzheitliches deutsches, 

ja besser europäisches Konzept ist bislang nicht ausreichend erkennbar. Vielmehr stehen Ein-

zelmaßnahmen in Energieerzeugung, -verteilung, Mobilität, Kommunikationsinfrastruktur 

etc. im Mittelpunkt. Diese Maßnahmen sind aus meiner Sicht ungenügend, um das ohnehin 

bereits gestörte Erzeuger-Verbraucher-Verhältnis im Stromlastbereich insgesamt positiv zu 

beeinflussen. Insofern ist in der Zukunft eher eine Verringerung der Versorgungssicherheit in 

Deutschland zu erwarten als umgekehrt, wenn diese Aufgabe nicht gesamtheitliche begriffen 
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und vor allem gelöst wird. Es gilt aber abzuwarten, wie sich die konkrete Ausprägung der 

politischen Maßnahmen auswirken wird? 
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Thesen zur Energiewende 2.0 
Rainer Land 

A. Vorgeschichte  

In Mecklenburg-Vorpommern konnte ich zwischen 2009 und 2015 das Entstehen und Verge-

hen einer Bürgerbewegung – vielleicht besser Bürgermeisterbewegung – beobachten und 

mehrere Jahre begleiten, beraten und mitgestalten. Über 100 Dörfer, vor allem deren Bürger-

meister und Gemeindevertreter, aber auch engagierte Bürger, einige Landwirte und Unter-

nehmer, wollten das EEG nutzen, um eine neue wirtschaftliche Grundlage gerade für periphe-

re und einkommensschwache ländliche Räume zu erschließen und die Teilhabe der Bürger 

gerade mit kleinen und mittleren Einkommen möglich zu machen.  

Mit viel Engagement wurden Workshops veranstaltet und besucht, Machbarkeitsstudien über 

Nahwärmenetze, Biomassepotenziale, Windeignungsgebiete, Bürgerwindparks, Fotovoltaik 

und Solarthermieanlagen erarbeitet. Die Dynamik dieser Bewegung war einige Jahre so groß, 

dass sich Soziologen dafür interessierten, dieses bemerkenswerte Phänomen unerwarteten 

bürgerlichen Engagements zu erklären. Die Kommunalverfassung wurde geändert, so dass 

Gemeinden Erneuerbare Energieanlagen errichten und betreiben oder sich an solchen beteili-

gen konnten.  

Fast zehn Jahre später muss man den Traum als geplatzt und die Bewegung als im Wesentli-

chen gescheitert betrachten. Zwar gibt es einige erfolgreiche Beispiele: Bollewick hat ein 

funktionierendes Wärmenetz, gespeist von zwei Biogasanlagen, die zwei Milchviehbetriebe in 

Kooperation mit der Gemeinde errichtet haben. In einigen Dörfern sind Holzhackschnitzelan-

lagen in Betrieb und mit dem LEEA in Neustrelitz existiert ein Landeszentrum für Erneuerba-

re Energien gleich neben dem Holzhackschnitzel-Heizkraftwerk der Stadtwerke Neustrelitz. 

Aber aus den Bürgerwindparks wurde nichts, das Bürger- und Gemeindebeteiligungsgesetz 

(Regierung MV) wird beklagt und konnte bislang nicht ein einziges Mal angewendet werden. 

Die ohne Bürgerbeteiligung geplanten Windeignungsgebiete werden von Bürgerinitiativen – 

neuerdings mit Unterstützung der AfD im Landtag – mehr oder weniger vehement bekämpft 

und Biogasanlagen und damit verbundene Wärmenetze werden seit Streichung der EEG-

Förderung im EEG 2014 nicht mehr errichtet – auch dann nicht, wenn es sich um kleine loka-

le Anlagen handelt, die organisch in regionale Biomassekreisläufe eingebunden wären.  

Die Chance einer bürgernahen, teilhabeorientierten Energiewende mit einer deutlichen de-

zentralen Komponente ist vertan, auch wenn man an vielen Orten beobachten konnte, welche 

sozialen und politischen Mobilisierungseffekte damit erreichbar gewesen wären. Es gibt drei 

Gründe für den Niedergang der Bioenergiedörferbewegung in Mecklenburg-Vorpommern:  

Erstens die Rücknahme der EEG-Förderung für Biomasse und die Erschwerung der Bedin-

gungen für kleine lokale Akteure durch Ausschreibungsverfahren etc. pp. 

Zweitens das Fehlen der gemeinwohlorientierten Gestaltung der Rahmenbedingungen, insbe-

sondere der Entscheidung über Standorte für Windkraftanlagen. Anders als bei Verkehrswe-

gen, Stromtrassen, Gaspipelines u. ä. haben die Bodeneigentümer die letzte Entscheidungs-

macht – damit aber hängt fast alles davon ab, wer den Bodeneigentümern wie viel Pacht ver-

spricht und evtl. sogar zahlt. Gemeinden und Bürger sind machtlos, Gemeinde- und Bürgerbe-

teiligung faktisch nachrangig. Das ist auch in Thüringen trotz der Rot-Rot-Grünen Regierung 

nicht grundsätzlich anders. (vgl. RLA-Texte 2015)  

Drittens ist die BioEnergiedörferbewegung an staatlicher Bürokratie gescheitert, letztlich also 

an dem Unwillen oder der Unmöglichkeit der Verwaltung, gesellschaftliche Umbrüche zu 

gestalten und dabei wirtschaftliche und politische Risiken einzugehen. Eine bürgernahe Ener-

giewende passte zudem nicht in die Weltsicht einer neoliberalen Politikagenda in Berlin, 
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Schwerin und anderswo. Solange Erneuerbare Energie als Spielwiese von grünen Außensei-

tern betrachtet wurde, kamen dezentrale Projekte voran.
5
 Nach der Fukushima-Entscheidung 

gegen die Atomkraft aber wurde die Gestaltung der Energiewende im Rahmen eines neolibe-

ralen Strategiewechsels unter der Überschrift Strompreisbremse in die Hände von Großkon-

zernen und Finanzmarktakteuren gelegt. Bürgernahe und dezentrale Projekte wurden zu Aus-

laufmodellen oder Nischenprojekten. 

Heute sehen die Dörfler in Vorpommern aus den Fenstern auf das größte Investitionsvorha-

ben, das diese Region jemals erfahren hat: hunderte Windräder, die Strom für Millionen 

Haushalte erzeugen und viele Millionen Euro Ertrag abwerfen, die sich Grundeigentümer und 

Finanzinvestoren teilen, die irgendwo auf der Welt ihren Sitz haben. Was haben die Dörfler? 

Keine Arbeitsplätze, keine Einkommen, keine Gewinnbeteiligung und in der Regel nicht ein-

mal die gesetzlich vorgeschriebene Beteiligung an der Gewerbesteuer, weil die Windparks auf 

Grund geschickter steuerlicher Gestaltung keine Steuern bezahlen. Dafür die höchsten Strom-

preise in Deutschland. Die Kinder sind weg in Norwegen, Hamburg oder irgendwo, man 

selbst lebt von mageren Renten, Hartz 4 und Ein-Euro-Jobs. Was die Leute noch machen 

können: sich an der neuen Bürgerbewegung gegen die Energiewende, gegen Windräder, 

Windparks und Maiswüsten engagieren und AfD wählen.  

 

1. Die Energiewende muss als Teil des ökologischen Umbaus gestaltet werden! 

Die Energiewende muss gesellschaftlich und wirtschaftspolitisch als Teil eines umfassenderen 

und größeren Umbruchs verstanden werden: dem ökologischen Umbau und seiner sozialen 

und globalen Gestaltung. Eine Beschränkung auf Klimawandel, erneuerbare Energien und 

Naturschutz ist zu wenig, blendet mögliche Synergien und Rückkopplungen aus und verkennt 

die Dimension des Umbruchs.  

Der ökologische Umbau ist notwendig, weil eine Fortsetzung der heutigen Trends existenziel-

le Lebens- und Wirtschaftsressourcen der Menschheit binnen drei bis fünf Generationen zer-

stören wird. Diese Einsicht muss klar ausgesprochen und wirksamer kommuniziert werden! 

Grundlage des ökologischen Umbaus ist ein neues Verhältnis zwischen Gesellschaft und Na-

tur. Prinzipien sind (a) Umweltkompatibilität von Industrie, Landwirtschaft, Infrastruktur, 

Siedlungsweise, Verkehrssystemen und Lebensweise, (b) Erhalt funktionsfähiger Ökosysteme 

und (c) die nachhaltige Nutzung und laufende Reproduktion aller ökologischen Ressourcen. 

Die wichtigsten Komponenten sind 

 Die Umstellung der Energiesysteme auf Erneuerbare Energien und die weitgehende, fast 

vollständige Einstellung industrieller und landwirtschaftlicher CO2-Emissionen. 

 Die umweltkompatible Gestaltung aller Stoffkreisläufe in der Reihenfolge der Dringlich-

keit, insbesondere der globalen und lokalen Trinkwasserkreisläufe, Substitution sehr ge-

fährlicher umweltschädlicher Substanzen und schwer abbaubarer Materialien wie Plastik 

                                                           
5
  Um Missverständnisse zu vermeiden: Es ging nie um eine vollständig dezentrale Gestaltung, son-

dern immer um einen neuen Mix dezentraler und zentraler Komponenten. Ohne Netzausbau, zent-

ralen, auch internationalen Ausgleich und überregionale Energieanlagen und Speichersysteme, oh-

ne Energiemix, können Erneuerbare Systeme nicht funktionieren. Aber dezentrale Komponenten 

könnten im System eine wichtige Rolle spielen, z.B. um lokale Biomassekreisläufe in Strom-

Wärme-Kopplungen zur lokalen Wärmeversorgung zu nutzen. Auch Biokraftstoffe haben sich in 

lokalen Kreisläufen bewährt, bevor die Dieselsteuer auf Rapsöl übertragen wurde und dieses neue 

Geschäftsfeld für die lokale Landwirtschaft vernichtet wurde. Siehe Varchentiner Modell mit eige-

ner Ölmühle: https://gutswerk.de/das-gutswerk/varchentiner-modell/  

https://gutswerk.de/das-gutswerk/varchentiner-modell/
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durch umweltkompatible Materialien. Nutzung z. B. Cradle to Crandle, vgl. http://c2c-

ev.de/: 

o Der Aufbau von offenen umweltkompatiblen Stoffkreisläufen für möglichst viele 

Rohstoffe, beispielsweise Biomasse und biologisch abbaubare Bio-Werkstoffe. 

(Theoretisch kann fast alles aus Biomasse hergestellt und in offenen Kreisläufen 

geführt werden.) 

o Der Aufbau von vollständigen industriellen Recycling-Kreisläufen, darunter ge-

schlossene Kreisläufe für alle Stoffe, die nicht umweltkompatibel sind und die da-

her nicht in die Umwelt gelangen sollen. Minimierung dieser Rohstoffe und Mate-

rialien zugunsten offener Kreisläufe und umweltkompatibler Stoffgruppen.  

o Die Entwicklung neuer und Überarbeitung aller bestehenden Produkte und Verfah-

ren im Hinblick auf ihre Umweltkompatibilität im gesamten Lebenszyklus; Erset-

zen nicht umweltkompatibler Produkte und Verfahren im Bereich der Investitions- 

und Konsumgüter. 

 Der ökologische Umbau wird zu einem steigenden Bedarf an elektrischer Energie führen, 

und zwar, weil (a) ein erheblicher Teil des Energiebedarfs für Verkehr und Wärme (Wär-

mepumpen) elektrische Energie erfordern wird, weil (b) langfristig nach Kohle und Erdöl 

auch Erdgas zu substituieren sein wird, weil (c) die Gestaltung und der Betrieb von Stoff-

kreisläufen, insbesondere geschlossenen Stoffkreisläufen, einen zusätzlichen Energiebe-

darf erwarten lässt, und weil (d) die Weltbevölkerung in den nächsten Jahrzehnten noch 

wachsen wird. Dies gilt auch unter der Voraussetzung, dass es gelingt, die erheblichen Po-

tenziale zur Steigerung der Energieeffizienz nutzbar zu machen. Diese werden m. E. nicht 

reichen, um die neuen Bedarfe zu decken. Umso wichtiger ist ein beschleunigter Über-

gang zu Energiesystemen ohne CO2-Emissionen und ohne umweltzerstörende Abprodukte 

wie Atommüll und giftige Abgase.  

Die entscheidende Herausforderung dieses Umbaus, der nach heutigem Erkenntnisstand im 

Kern innerhalb der nächsten drei Generationen erfolgen müsste, besteht darin, den ökologi-

schen Umbau sozialökonomisch so zu gestalten, dass er mit einer deutlichen Verbesserung 

der Lebenssituation der Menschen verbunden ist: Einkommensmöglichkeiten, Zukunftschan-

cen, soziale Integration und Sicherheit. Nur ein sozial progressiv gestalteter ökologischer 

Umbau wird das Engagement und die Akzeptanz der Bevölkerungsmehrheit finden. 

Austerität, sinkende Einkommen, steigende Arbeitslosigkeit, Zukunftsangst und Unsicherheit 

sind kontraproduktiv. Aus diesen Gründen ist eine Ökodiktatur kein Ausweg.  

 

2. Die Energiewende muss als Innovationsprozess, als offener Such- und Selektionsprozess 

gestaltet werden, und zwar technologisch, wirtschaftlich und sozial. 

Man kann die genannten Ziele und Kriterien des ökologischen Umbaus und der Energiewende 

aus den Funktionsdefiziten der heutigen Industriegesellschaft ableiten, nicht aber die Lösun-

gen und die Pfade, auf denen sie erreicht werden können. Unser heutiges Wissen reicht dazu 

nicht aus: 

 Wir wissen nicht, wie die neuen Stoffe aussehen werden, mit denen umweltkompatible 

Stoffkreisläufe massenhaft gestaltet werden können – oder um mich auf die Energie-

wende zu beschränken:  

 Es ist durchaus nicht sicher, ob die E-Mobilität mit privaten Kfz eine adäquate umfas-

sende Lösung für den Verkehrssektor sein wird. Vieles spricht dagegen, vor allem der 

hohe Bedarf an Batterien und seltenen und teuren Rohstoffen.  

 Eher könnten weiterentwickelte Nahverkehrs- und neue lokale Gütertransportsysteme 

in den Ballungsgebieten, kombiniert mit Car-Sharingsystemen, aussichtsreich werden.  

http://c2c-ev.de/
http://c2c-ev.de/
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 Ist aus Strom gewonnener Wasserstoff, evtl. methanisiert, die Lösung des Speicher-

problems? Oder gelingt es doch, kostengünstige Massenspeicher für Elektroenergie zu 

entwickeln? Werden in der Fläche E-Autos oder eher Wasserstoffautos fahren?  

 Wird jedes einzelne Haus eine kleine Energiefabrik sein (Plusenergiehaus mit eigener 

Speicherkapazität) oder wird es große überregionale, gar interkontinentale Produkti-

ons- und Speicheranlagen geben, z. B. in der Sahara oder Norwegens Fjorden? Oder 

beides nebeneinander? 

 Wie geht es im ländlichen Raum weiter? Ist Urban Gardening in energieaufwendigen 

Hochhäusern oder doch der ländliche Raum der künftige „Garten der Metropolen“?  

Viele Lösungen müssen erst im Laufe der Energiewende bzw. des ökologischen Umbaus er-

funden, erprobt, selektiert und verbreitet werden. Deshalb kann und wird es keinen inhaltlich 

ausdifferenzierten Masterplan zur ganzheitlichen Gestaltung der Energiewende geben können. 

Wie jeder große gesellschaftliche Umbruch handelt es sich um laufende „Experimente“ an 

einem lebenden Gesellschaftsorganismus, deren Ergebnisse auch früher – in der industriellen 

Revolution oder beim New Deal – von den Vorreitern niemals vorhergesagt werden konnte. 

Streit, Debatten, Auseinandersetzungen und Kämpfe gehören dazu. Für jedes Problem müssen 

parallel mehrere Lösungen angegangen und erprobt werden. Das ist effektiver, als ein für alle 

Mal auf eine bestimmte Lösung zu setzen, die sich später als schlecht oder nicht machbar her-

ausstellt. Falsch wäre abzuwarten, bis der konsistente ganzheitliche Masterplan vorläge, denn 

den wird man nie bekommen. Innovationen sind Suchprozesse, die immer auch Selektion 

zwischen verschiedenen, konkurrierenden Entwicklungen einschließen, von denen sich einige 

durchsetzen, einige verschwinden und andere kombiniert werden.  

Derzeit fehlt global wie national und in der EU das Verständnis der Energiewende als eines 

technologischen, ökonomischen und sozialen Such- und Gestaltungsprozesses mit unter-

schiedlichen Perspektiven, Akteuren und Interessen, die fair ausgehandelt und ausgeglichen 

werden müssen. Als alternativlos oder technologisch bestmögliche Strategien werden oft 

Gruppeninteressen mächtiger Unternehmen und vermögender Gesellschaftsschichten propa-

giert. Der Staat hat für die Stärkung des Gemeinwohls zu sorgen und die Interessen der 

Schwächeren und Ärmeren zu schützen. Die Energiewende darf nicht zur Bereicherungsma-

schine der Kapitalanleger, der Großkonzerne oder der Finanz- und Internetmafia verkommen 

und der Staat darf nicht das Instrument einzelner Gruppen werden. 

3. Die Energiewende muss durch Kriterien der Ressourcenbewirtschaftung und ein umfas-

sendes, aber offenes Investitionsprogramm gestaltet werden (zu diesem Punkt vgl. Markt 

und Staat). 

Die Erfahrungen mit dem EEG zeigen, dass es möglich ist, durch Innovations- und Investiti-

onsförderung den Aufbau einer neuen Industrie, der Erneuerbaren Energien, voranzubringen. 

Dies ist aber nur die eine Seite der Medaille. Heute müssen wir feststellen, dass es dabei nicht 

gelungen ist, zugleich auch die CO2-Emissionen zu senken. Der zusätzliche Strom wurde ei-

nerseits verwendet, um die gesetzlich verordnete und vertraglich vereinbarte Abschaltung der 

Kernkraftwerke zu kompensieren. Soweit – so gut. Aber Kohlekraftwerke wurden nicht abge-

schaltet, obwohl dies möglich wäre. Man exportiert den überschüssigen Strom und verdient 

noch mal Geld zu Lasten des Klimas. Daraus folgt: Der Aufbau neuer Energien führt nur dann 

zur Substitution der alten fossilen Energiesysteme, wenn dies systematisch preislich und ad-

ministrativ erzwungen wird. Auch die Atomkraftwerke wurden nicht abgeschaltet, weil es 

genug Strom aus erneuerbaren Energien gab, sondern weil die Abschaltung erzwungen wurde. 

Substitution alter und Förderung neuer Energien müssen zusammenwirken.  

Erstens müssen harte Kriterien für die Ressourcenbelastung festgesetzt und durch entspre-

chende Bewirtschaftung dieser Ressourcen als Gemeingüter umgesetzt werden. Für jede kriti-
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sche Ressource muss eine Tragfähigkeitsgrenze, und wenn nötig, ein zwingender Absen-

kungspfad festgelegt und durchgesetzt werden, indem man die Nutzung dieser Ressourcen an 

den Erwerb von Nutzungsrechten bindet. Der jeweils festgesetzte Nutzungsrahmen darf dabei 

grundsätzlich nicht überschritten werden. Nähert sich die tatsächliche Nutzung der Tragfähig-

keitsgrenze oder dem festgesetzten Absenkungspfad, steigt der Preis. Dadurch werden nicht 

kompatible Nutzungen eingedämmt und Innovationen begünstigt, die Nutzung substituieren 

oder vermeiden. Tragfähigkeitsgrenzen und Nutzungspfade sind für alle prekären Nutzungen 

möglich, sie müssen natürlich durch intensive Forschung laufend kontrolliert und überarbeitet 

werden. Die Schwierigkeit besteht darin, die Hoheitsrechte an den Naturressourcen zu vertei-

digen und durchzusetzen und öffentlich-rechtliche Verwertungsgesellschaften zu errichten, 

die diese Nutzungsrechte emittieren, verwalten, handeln und die laufende Forschung und 

Kontrolle ausüben und finanzieren. Da sind Interessenkämpfe zu erwarten. 

Der CO2-Emissionshandel wäre ein geeignetes Instrument zur Senkung der CO2-Emissionen 

in Europa und ein Beispiel für die Welt – wenn … 

 er von einer unabhängigen Stelle ohne Einfluss wirtschaftlicher Interessengruppen 

ausgeübt würde und nicht von der Kommission mit neoliberaler Wirtschaftspolitik, 

 ein harter jährlicher Absenkungspfad durchgesetzt wäre, der bis 2050 bzw. 2070 zu 

Nullemissionen führt, 

 es keine Ausnahmen für energieintensive Industrien gäbe.  

 Statt Ausnahmen wären für energieintensive Industrien, aber auch für Industrie, 

Landwirtschaft, Städte und Dörfer, Innovationsförderung und Umstellungshilfen für 

Unternehmen, Arbeitnehmer und Regionen angebracht – und eine umstellungsstützen-

de Einkommensentwicklung für private Haushalte. 

Zweitens: Eine durchgehende Bewirtschaftung aller kritischen ökologischen Ressourcen führt 

nur dann auf einen neuen wirtschaftlichen Entwicklungspfad, wenn sie mit einem umfangrei-

chen Investitionsgeschehen verbunden ist. Durch Kreditlenkung können diese an den Zielen 

des ökologischen Umbaus und der Energiewende ausgerichtet werden.  

Ein solches Programm ist für die deutsche Energiewende vom Fraunhofer-Institut für Wind-

energie und Energiesystemtechnik vorgedacht worden (Gerhardt/Sandau u. a. 2014). Für ein 

Kreditprogramm für den ökologischen Umbau im Rahmen der EU und aller Mitgliedsländer 

sind nach heutigem Erkenntnisstand Investitionen von 500 bis 1.000 Mrd. EUR pro Jahr über 

einen Zeitraum von 50 Jahren zu schätzen. Die Investitionen würden anfangs durch Geld-

schöpfung und dann durch Anleihen der Europäischen Investitionsbank und anderer Förder-

banken, staatlich abgesichert, refinanziert (vgl. RLA-Texte 2016). Nach ca. 15 bis 20 Jahren 

würden Rückflüsse die weiteren Investitionen finanzieren.  

Resümee: (1) Ressourcenbewirtschaftung öffentlicher ökologischer Güter in von der 

Wirtschaft und der Verwaltung getrennten öffentlich-rechtlichen Ökokapitalverwer-

tungsgesellschaften und (2) offene kreditfinanzierte Innovations- und Investitionspro-

gramme für neue umweltkompatible Produkte und Verfahren sowie ökologische 

Kreislaufprozesse könnten als Instrumente der Gestaltung der Energiewende und des 

ökologischen Umbaus fungieren. Sie sind mit einer privatwirtschaftlich verfassten, al-

lerdings reformbedürftigen Kapitalverwertung zu verbinden. 
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Markt und Staat: Markt und Staat neu denken. Makroskop 2017. 
https://makroskop.eu/dossier/markt-und-staat-neu-denken/ oder http://www.rla-texte.de/wp-

content/uploads/2016/09/2017-08-23-rla-Ist-der-%C3%B6kologische-Umbau-Makroskop-

ungek%C3%BCrzt.pdf 

Regierung MV: https://www.regierung-mv.de/Landesregierung/em/Energie/Wind/B%C3%BCrger-

und-Gemeindebeteiligungsgesetz 

RLA-Texte 2015: http://www.rla-texte.de/wp-content/uploads/2010/10/2015-12-21-

B%C3%BCrgerenergie-Th%C3%BCringen-Entwurf-rla-1.pdf 

RLA-Texte 2016: http://www.rla-texte.de/wp-content/uploads/2016/10/2016-10-27-Thesen-

%C3%96konomie-Green-New-Deal.pdf 
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Thesen zur Energiewende 2.0 

Norbert Mertzsch  

Zum Begriff Erneuerbare Energien:  

- Der umgangssprachliche Begriff „Erneuerbare Energien“ ist allgegenwärtig, aber physika-

lisch falsch.  

- Energie kann sich nicht erneuern. Das widerspricht dem Energieerhaltungsgesetz und der 

Unmöglichkeit eines Perpetuum Mobile.  

- Richtiger sind die Begriffe regenerative Energie oder Einkommensenergie (sie erschöpft 

sich in menschlichen Zeiträumen im Gegensatz zur Vermögensenergie nicht). 

 

 Bis zum Beginn der Industrialisierung beruhte die Wirtschaft im Wesentlichen auf der 

Nutzung von Einkommensenergie, vor allem Holz (Biomasse), Wind- und Wasserkraft. 

 Ein Beispiel für die Problematik der Nutzung von Holz in der Zeit um 1750 bietet 

Theodor Fontane in seinen „Wanderungen durch die Mark“. „Da zuletzt erging Anfrage von 

der Kammer her an die Menzer Oberförsterei, wie lange die Forst aushalten werde, wenn Ber-

lin aus ihm zu brennen und zu heizen anfange?, worauf die Oberförsterei mit Stolz antwortete: 

‘Die Menzer Forst hält alles aus‘. (Fontane 1998). Und siehe da, ehe dreißig Jahre um waren, 

war die ganze Menzer Forst durch die Berliner Schornsteine geflogen. Ersetzt wurde der Ein-

kommensenergieträger Holz damals durch den Vermögensenergieträger Torf. 

 Unser heutiges Wirtschaftsmodell beruht seit Beginn der Industrialisierung auf der 

bedarfsgerechten kontinuierlichen Zuführung fossiler Energieträger hoher Energiedichte 

(Vermögensenergie) mit allen bekannten Vor- und Nachteilen. 

 Energiewende 2.0 bedeutet nun: Wenn man von der Vermögensenergie weg will - und 

auch muss (fossile Energieträger) – und Kernenergie (Spaltung bzw. Fusion) in keinem Fall 

eine Option sein soll, so bleiben nur die Einkommensenergien übrig. Dazu zählen die Son-

nenenergie in den vielfältigsten Formen (Photovoltaik, Solarthermie, Windenergie, Wasser-

kraft und Bioenergie) und in geringeren Größenordnungen Geothermie und Gravitationsener-

gie.  

 Die Rückkehr zur vorrangigen bis alleinigen Nutzung von Einkommensenergie findet 

u.a. unter folgenden Randbedingungen statt: 

- Versiebenfachung der Weltbevölkerung gegenüber der Zeit vor der Industrialisierung 

- Mehr als Verdoppelung des Energiebedarfs der Menschheit (pro Kopf)  

Agrarzeitalter: Bevölkerung – ca. 1000 Mio. – Energiebedarf – ca. 1000 W 

2016: Bevölkerung – ca. 7418 Mio. – Energiebedarf – ca. 2380 W 

(Deutschland Bevölkerung – ca. 82,8 Mio. – Energiebedarf 5170 W) 

 Die Nutzung der verdünnten, schwankenden solaren Energieflüsse auf der Erdoberflä-

che bedeutet eine Industrialisierung der Landschaft. Beispiele sind die Windparks der Naue-

ner Platte und der Region Altentreptow. 

 Die Aussage von Ortwin Renn, Professsor für Umwelt- und Techniksoziologie an der 

Universität Stuttgart: „Die Hoffnung auf Vermeidung von negativen Technikfolgen ist trüge-

risch, weil es keine Technik gibt, nicht einmal geben kann, bei der nur positive Auswirkungen 

zu erwarten wären“ gilt auch für die sogenannten erneuerbaren Energien (Renn 2002). 

 Eckdaten für die Einkommensenergien: 

– Gesamtleistungseintrag der Sonne  - 121.000 TW auf der Erde 

– Primärenergieenergieeinsatz 2017   - 17,7 TW 

– Es müssten ca. 0,015% der Sonnenenergie genutzt werden, um den derzeitigen Weltener-

giebedarf zu decken. 
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• Problem: 0,015% Weltenergiebedarf von Sonneneinstrahlung klingt sehr wenig, doch 

von der gesamten Sonneneinstrahlung hängt das Weltklima inklusive Windsysteme, Wasser-

haushalt, Biospäre ab. Da muss dann schon sehr genau hingesehen werden, wo der Mensch 

eingreift. 

Dazu auch die Aussage von einem Zeitgenossen Theodor Fontanes – Friedrich Engels: 

„Schmeicheln wir uns indes nicht zu sehr mit unsern menschlichen Siegen über die Natur. Für 

jeden solchen Sieg rächt sie sich an uns. Jeder hat in erster Linie zwar die Folgen, auf die wir 

gerechnet, aber in zweiter und dritter Linie hat er ganz andre, unvorhergesehene Wirkungen, 

die nur zu oft jene ersten Folgen wieder aufheben. Die Leute, die in Mesopotamien, Griechen-

land, Kleinasien und anderswo die Wälder ausrotteten, um urbares Land zu gewinnen, träum-

ten nicht, daß sie damit den Grund zur jetzigen Verödung jener Länder legten, indem sie ih-

nen mit den Wäldern die Ansammlungszentren und Behälter der Feuchtigkeit entzogen. Die 

Italiener der Alpen, als sie die am Nordabhang des Gebirgs so sorgsam gehegten Tannenwäl-

der am Südabhang vernutzten, ahnten nicht, daß sie damit der Sennwirtschaft auf ihrem Ge-

biet die Wurzel abgruben; sie ahnten noch weniger, daß sie dadurch ihren Bergquellen für den 

größten Teil des Jahrs das Wasser entzogen, damit diese zur Regenzeit umso wütendere Flut-

ströme über die Ebene ergießen könnten.“ (Engels 1962) 

Nun zu einzelnen Problemen, die aus Sicht des Verfassers bisher nicht ausreichend beachtet 

wurden: 

• Zur Bioenergie: Konkurrenz um die forst- und landwirtschaftliche Nutzfläche durch 

folgende Ansprüche: Nahrungsmittelproduktion – Anbau von Energiepflanzen – Anbau von 

Pflanzen für stoffliche Nutzungen – Naturschutz – Gewässerschutz – Klassische Holznutzung 

– Freiflächenphotovoltaik. 

Vorrang muss der Versorgung mit qualitativ hochwertigen Nahrungsmitteln (höherer Flä-

chenverbrauch wegen klimatischer Unwägbarkeiten) eingeräumt werden. 

Der Anbau von Biomasse zur energetischen Nutzung ist mit erheblichen Problemen behaftet: 

Monokulturen mit Nachteilen für die Artenvielfalt – hoher Einsatz von Düngemitteln und 

Pflanzenschutzmitteln – Sicherung der Wasserversorgung für eine intensive landwirtschaftli-

che Produktion – Zerstörung von Regenwald z.B. für Ölpalmen. 

• Zur Windenergie: Diskontinuierliche Bereitstellung – Beeinträchtigung des Mikrokli-

mas – ggf. Behinderung des Materialtransports aus der Wüste – Auswirkungen auf die Men-

schen (Ästhetik, gesundheitliche Probleme) Auswirkungen auf die Tierwelt (Vögel, Schall-

ausbreitung bei Offshore-Windparks nicht nur beim Bau zu beachten) 

Alleinige Nutzung der bodennahen Windenergie (theoretisches Potential bei 400 TW – das 

20fache des Weltprimärenergiebedarfs) dürfte zumindest regional nicht ausreichend sein. Die 

vielfach diskutierte Nutzung von Höhenwinden (theoretisches Potential bei 1400 TW) dürfte 

wegen der abnehmenden Luftdichte mit der Höhe nicht sehr effektiv sein. 

• Zur Photovoltaik/Solarthermie: Flächenkonkurrenz zur Photovoltaik (Hybrid-

Kollektoren könnten Abhilfe schaffen). Problem der Abschattung von Flächen bei großen 

Freiflächenanlagen. Konkurrenz mit Nahrungsmittelanbau. Bei großen solarthermischen 

Kraftwerken in Wüstenregionen ist zu beachten – auch die Wüste ist ein Biotop und es kann 

ggf. eine Behinderung des Materialtransports aus der Wüste auftreten (der Amazonasregen-

wald ist von der Düngung aus der Sahara abhängig). 

• Zur Wasserkraft: Wasserkraft war bis vor kurzem die wichtigste erneuerbare Energie-

quelle zur Stromerzeugung. Die Nutzung war als besonders ökologisch anerkannt, doch beim 

Bau erfolgen teilweise gravierende Eingriffe in das Ökosystem (Beispiel der Drei-Schluchten-

Damm am Jangtsekiang in China). Kleine Wasserkraftwerke werden im Land Brandenburg 

wegen Eingriffen in das Ökosystem abgelehnt.  

• Zur Geothermie: Global gesehen langfristig nutzbar. Nur ein kleiner Teil ist technisch 

nutzbar. Der Eintritt tektonischer Ereignisse ist möglich. Nutzungskonflikte im Untergrund 
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sind nicht ausgeschlossen (Konkurrenz von: Druckluftspeicher – Erdgasspeicher – Speicher 

für Kohlenstoffdioxid – Bergbau – Untertagedeponien – Endlager für radioaktive Abfälle). 

• Zur Gravitationsenergie: In Form der Gezeitenenergie ist diese nutzbar. Besonders geeignete 

Küsten sind nötig. Absperrungen von Buchten können Probleme mit traditionellen Nutzungen 

(Tourismus, Fischerei, Schifffahrt) und Naturschutz bringen. Günstiger könnten Strömungs-

kraftwerke, die wie Windräder unter Wasser arbeiten, sein. 

• Zur Sektorkopplung: Im Rahmen der Energiewende wird davon ausgegangen, dass auch die 

Bereiche Wärmeversorgung und Verkehr „elektrifiziert“ werden. Das bedeutet, dass für die 

notwendige Gewinnung der Elektroenergie eine deutlich stärkere Industrialisierung der Land-

schaft als bisher erfolgen muss. Um das zu reduzieren ist z. B. das, was bisher als Verkehrs-

wende verkauft wird (weitgehend Ersatz von PKW mit Verbrennungsmotor durch solche mit 

Elektromotor gleicher Leistung), zu hinterfragen. Hier müssen die Prioritäten bei der Vermei-

dung von Verkehr liegen. 

• Zum Aspekt der Versorgungssicherheit: Man sich zwar bewusst, dass bei der Nutzung der 

Solarthermie saisonale Speicher notwendig sind, und bei der Nutzung von Photovoltaik und 

Windkraftanlagen wetterbedingte Schwankungen, z. B. Dunkelflauten, auszugleichen sind, 

doch werden Gefahren durch Naturkatastrophen z. B. Vulkanausbrüche auf die Bereitstellung 

von Einkommensenergie (Problematik Jahr ohne Sommer) nicht diskutiert. Wenn man sich 

dieser Frage stellt, dürfte das großen Einfluss auf die vorzuhaltende Speichergröße, aber auch 

auf den Vorhalt weiterer Technologien haben. Denn bei einer weitgehenden Nutzung von 

Einkommensenergien zur Energieversorgung ist ein Verlust der Möglichkeit schnell auf Ver-

mögensenergien umzuschwenken, wahrscheinlich. Diese Herausforderungen kann man nur 

mit einem sinnvollen Mix an verfügbaren Einkommensenergien im regionalen System meis-

tern. 

• Zum Werkstoffeinsatz: Während für die Energiebereitstellung und -nutzung in früheren 

Jahrzehnten weitgehend Massenwerkstoffe genutzt wurden, werden zur effektiven Nutzung 

der Einkommensenergien zunehmend Hochleistungswerkstoffe eingesetzt. Das betrifft z. B. 

Verbundwerkstoffe für Windkraftanlagen, Werkstoffe für Generatoren und Elektromotoren, 

Solarzellen Brennstoffzellen und Elektrolysezellen. 

Die Bereitstellung der Ausgangsstoffe für diese Werkstoffe ist eine besondere Herausforde-

rung. Zum einen sind diese wegen der zum Teil geringen Anreicherung in Erzen nur mit ho-

hem Einsatz an Energie und Chemikalien zu gewinnen. Zum anderen ist das Niveau des Um-

weltschutzes in vielen Herkunftsländern gering. Dieser Umstand sichert zwar relativ günstige 

Rohstoffpreise, generiert aber dadurch neue Umweltprobleme in den betreffenden Regionen, 

die auch irgendwann einmal „bezahlt“ werden müssen. Bessere Umweltstandards würden die 

Kosten für diese Rohstoffe deutlich ansteigen lassen, was die Verbreitung der Technologien 

zur Nutzung der Einkommensenergien erfahrungsgemäß erschweren würde. 

Weiterhin fehlen bisher vielfach effektive Technologien zum Recycling z. B. von Dotierungs-

elementen von Solarzellen oder Neodym aus Magneten. Auch Lithium, vorrangig in Akkumu-

latoren verwendet, ist nur begrenzt erschließbar. Schlussendlich bleibt nur eine vernünftige 

Lösung für die Zukunft: Die bisher praktizierte industrielle Produktion, deren Wachstum vor 

allem auf Ausbeutung vorhandener natürlicher Ressourcen beruht, muss analog dem Wandel 

in der Energiebereitstellung auf nachhaltige Verfahren zur Rohstoffbereitstellung, insbesonde-

re das Recycling, transformiert werden. Vor allem hier stehen in den nächsten Jahren bzw. 

Jahrzehnten große Aufgaben an. 

Viele der angesprochenen Probleme sind derzeit nicht akut, weshalb sie in aktuellen Diskus-

sionen keine Rolle spielen. Die Gesellschaft lebt im hier und jetzt, auch wirtschaftlich, und 

reagiert nur anstelle zukunftsorientiert wirksam zu agieren. 
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Fazit: Die Bereitstellung von Nutzenergie wird auch bei Nutzung von Einkommensenergie 

nicht unproblematisch sein. Entscheidend für den Ausbau der Einkommensenergien ist die 

Schaffung von ausreichend dimensionierten Speichern. Die Fähigkeit Vermögensenergieträ-

ger zu nutzen wird noch über einen längeren Zeitraum zu erhalten sein. Das einzige, wo es 

keine Ambivalenzen gibt, ist das Einsparen von Energiedienstleistungen. 

Vielleicht kann die Energiewende auch nur gelingen, wenn die Gedanken von Alfred An-

dersch aus seinem Reisebild „Die Reise zu den Sieben Inseln“: „… der große Gedanke der 

Askese ist noch nicht gedacht. Als unvorstellbar gilt, der Mensch könne sich aus freiem Ent-

schluss zurückziehen. Grenzen sind dazu da, überschritten zu werden: Dies gilt als Lehrsatz 

und als Schicksal, am unerbittlichsten bei denen die von Freiheit sprechen; den furchtbaren 

Widerspruch zu ihr, der in einem Zwang zum Überschreiten steckt, bemerken sie nicht. Frei-

heit wäre da, wo wir an einer Grenze sagten: Es ist genug. Es reicht uns.“ Berücksichtigung 

finden. 
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Thesen zur Energiewende 2.0 
Ulrich Meyer 

 

1. Gegenwärtige Situation 

 

Nichterreichen der Etappenziele aus den Strategien der Länder und des Bundes 

 

Reduzierung der Ausbaugeschwindigkeit bei EEG-Anlagen (Netzausbau, Ausbaukor-

ridore, Begrenzung der EEG-Umlage)  

 

Die europäische Dimension der Energiewende ist nur schwer erkennbar 

 

Ungleiche Verteilung der Kosten aus dem Ausbau Erneuerbarer Energien durch das 

EEG und die Netzentgelte  

 

Wirtschaftliche Partizipation von Bürgern und Kommunen ist verbesserungsbedürftig 

Mangelnde Akzeptanz bei Bürgern im ländlichen Raum 

 

Energieeinsparungen und Energierückgewinnung wird gegenüber der Erzeugung Er-

neuerbarer Energien nur marginal unterstützt 

 

Die Senkung der CO2-Emissionen wird durch den Atomausstieg verlangsam 

 

Wirtschaftswachstum und Energieverbrauch sind bisher nur unzureichend entkoppelt 

Innovationen vollziehen sich im technisch/wirtschaftlichen Mainstream, EEG, EnEV 

geben die Richtung vor 

 

Die EnEV bewertet CO2 aus erneuerbaren Energien anders als aus fossilen Brennstof-

fen wodurch sich die Anforderungen an die energetische Güte der Gebäudehülle un-

terscheiden 

 

Die Ausbauziele für Erneuerbare Energien sind bisher nicht an einen Ausstieg aus der 

Kohleverstromung angepasst 

 

Ausstieg einzelner Staaten aus den bisherigen Klimaschutzabkommen 

 

Die Kompensation wirtschaftlicher Auswirkungen der Dekarbonisierung auf Unter-

nehmen der traditionellen Energieversorgung und deren Mitarbeiter sind bisher nicht 

geregelt 

 

Konzentration der Politik auf Erneuerbaren Strom allein löst nicht alle Fragen 
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2. Handlungsempfehlungen zur Entwicklung von Rahmenbedingungen 

 

Entwicklung von Szenarien zur schrittweisen Erreichung von Klimaschutzzielen auf 

verschiedenen Ebenen, weniger politische Willensbekundungen. 

Entwicklung von Finanzierungsmodellen für die Energiewende, die über das EEG und 

die Netzentgelte hinausgehen, die Lasten gleichmäßig verteilen und Bürger und 

Kommunen wirtschaftlich partizipieren lassen. Abgestimmtes Handeln in der EU und 

global. 

 

3. Erneuerbare Energien 

 

Die Ziele in der Energiestrategie 2030 des Landes Brandenburg liegen beim Ausweis 

von 2,2% der Nettolandesfläche als Windeignungsgebiet. Dieses Ziel ist nur erreich-

bar, wenn der Mindestabstand zur nächsten Wohnbebauung wie bisher bei 1000m 

bleibt. 

Im Zusammenhang mit § 35 im Baugesetzbuch wurde vor einigen Jahren über einen 

Mindestabstand in der Größe der zehnfachen Höhe der WEA gesprochen. Wenn diese 

Regelung seinerzeit gegriffen hätte, wäre der Ausbau der Windenergie in Brandenburg 

damit bereits beendet. 

Die Windkraftgegner halten teilweise noch an dieser Forderung fest und kritisieren 

massiv die Aufstellung von WKA in Waldgebieten.  

In Brandenburg läuft die Flächendiskussion in die Zuständigkeit der fünf Planungsre-

gionen. Diese können natürlich vor Ort immer am besten den Einzelfall klären, sind 

aber immer von Vorgaben abhängig, die vor Ort nicht verändert werden können. 

 

Bei ambitionierteren Zielen, die sich aus dem Pariser Abkommen ergeben, werden die 

heutigen Windeignungsgebiete nicht ausreichend sein. Vor der Verabschiedung erhöh-

ter Ausbauziele ist es daher zwingend notwendig die wirtschaftliche Partizipation von 

Kommunen und Bürgern vor Ort in Sichtweite der Windparks bundeseinheitlich zu 

regeln. 

In Brandenburg gibt es zahlreiche Beispiele die zeigen, dass sich Kommunen, Bürger 

und Investoren zum beiderseitigen Vorteil geeinigt haben. Im Gegensatz dazu sind in 

Brandenburg ca. 100 Bürgerinitiativen aktiv, die geführt durch einen Dachverband, 

gegen den weiteren Ausbau der Windkraft kämpfen. Zunehmend beteiligen sich politi-

sche Kräfte an Aktionen gegen den Windkraftausbau. 

Die Akzeptanz der Bürger für den weiteren Ausbau von WKA im Binnenland zu er-

reichen ist eine nicht zu unterschätzende Aufgabe. Zu groß ist die Angst vor einer 

Wertminderung der eigenen Wohngrundstücke sowie gesundheitlich nachteiligen Fol-

gen. 

Die besondere Ausgleichsregelung im EEG bringt den energieintensiven Unternehmen 

deutliche Kostenvorteile. Um diese zu erlangen ist ein Energiemanagement nach DIN 

ISO 50001 einzuführen. Damit wird auch ein Prozess der kontinuierlichen Entwick-

lung von Energieeffizienzprojekten eingeleitet und durch einen neutralen Dritten jähr-

lich zertifiziert. Auf diesem Weg wird ca. die Hälfte des verbrauchten Stroms von der 

EEG-Umlage entlastet und in der Konsequenz zahlt der nichtbegünstigte Verbraucher 

das Doppelte an EEG-Umlage. 

Zur gängigen Praxis gehört auch, dass überdurchschnittliche Pachtzahlungen an Ein-

zelne durch die EEG-Umlage auf die Mehrheit der Stromkunden umgelegt werden. 
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Windkraftanlagen als Bauwerke sind gegenwärtig von der Grundsteuer B befreit. Die 

Erhebung einer Grundsteuer käme den Kommunen zu Gute und würde die Pachten für 

die Mastfundamente begrenzen. 

Der Ausbau Erneuerbarer Energien muss neben dem Trassenbau auch von der Errich-

tung dezentrale Speichermöglichkeiten begleitet werden. 

 

4. Energieeffizienz 

Der Energieverbrauch wird durch das Verhalten der Nutzer und die energetische Güte 

von Geräten, Anlagen, Fahrzeugen und Gebäuden bestimmt. Jeder Mensch ist im pri-

vaten wie beruflichen Umfeld am Energieverbrauch beteiligt. Der Stromverbrauch 

steigt durch neue Anwendungen und Automatisierungslösungen. Wie sich die Digita-

lisierung auf den Bedarf auswirkt ist gegenwärtig noch nicht abschließend geklärt. 

Anzeichen für eine Reduzierung sind bisher nicht erkennbar. 

Die meisten Hersteller haben die Zeichen der Zeit erkannt und reduzieren den Ener-

giebedarf ihrer Erzeugnisse. Für Autos, Kühlschränke, Waschmaschinen im privaten 

Bereich und für Pumpen- und Verdichter, Antriebe, Drucklufterzeuger, Beleuchtungs-

anlagen im produktiven Bereich sind energiesparende Lösungen bereits vorhanden, 

jedoch noch längst nicht überall eingesetzt. Im Neubaubereich regelt die EnEV die 

Anforderungen.  

Für die genannten Querschnittstechnologien gibt es eine ausreichende Zahl von An-

bietern, die für ein stabiles Preisniveau sorgen. Einige Anlagen refinanzieren sich be-

reits unterhalb von drei Jahren. So sind zum Beispiel LED-Beleuchtungen aus der Lis-

te der förderfähigen Investitionen bereits herausgefallen. Im Gegensatz dazu existieren 

für eine Reihe industrieller Prozesse physikalische Grenzen, die durch Effizienztech-

nologien nicht verändert werden können. 

Die real zu erreichende Endenergieeinsparung im gesamtgesellschaftlichen Rahmen 

bedarf einer realen Analyse. Persönlich bin ich der Meinung, dass hier oft unrealisti-

sche Einsparmöglichkeiten Bestandteil politischer Strategien sind. 

 

Die relevanten Förderprogramme des Bundes und der Länder sind bezüglich der zu er-

reichenden Effekte unzureichend abgestimmt. 

Es gibt Kumulationsgebote und Kumulationsverbote, da EFRE-Mittel nicht für För-

dertatbestände eingesetzt werden, die bereits vom Bund gefördert werden. 

Für die Antragsteller ergeben sich daraus vermeidbare Mehraufwendungen.  

 

Ebenso hat der Begriff der Primärenergie im Sinne europarechtlicher Vorgaben einen 

anderen Inhalt als im Bereich der EnEV. Daraus erwachsen Fehlinterpretationen. 

 

Für alle Nicht-KMU wurde 2015 durch das EDLG die Durchführung eines Energieau-

dit nach DIN 16247 per Stichtag vorgegeben. Das nächste Audit ist 2019 nachzuwei-

sen.  

Ein Abstand von vier Jahren kann im Sinne der Zielerreichung nicht als optimal einge-

schätzt werden. In Analogie zu den Energiemanagementsystemen sollte dieser Zeit-

raum verkürzt werden. Zudem wäre eine Differenzierung nach dem Umfang der Ener-

gieverbräuche bzw. eine vereinfachte Verfolgung der Entwicklung über geeignete 

Energieverbrauchskennzahlen sinnvoll. 

Auch im Bereich der KMU sind Energieeffizienzlösungen umsetzbar. Für Bäcker, Au-

tohäuser, Lebensmittelbetriebe und andere Branchen verfügt der Markt über erprobte 

Lösungen.  
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Bisher wird dieser zahlenmäßig große Bereich über Energieberater und Anbieter oder 

durch Energieeffizienznetzwerke betreut. Für die Gründung und Betreuung von KMU- 

Netzwerken wird eine Fördermöglichkeit benötigt, die Moderation und Energiebera-

tung abdeckt. Die Akquisition von Unternehmen ist ein äußerst aufwendiger Prozess. 

Daher sollte hier zumindest die Gründungsphase und das erste Jahr durch Zuschüsse 

weitestgehend abgesichert werden. Wenn nach der Gründung erst aus der BAFA-

Richtlinie Zuschüsse für den Energieberater beantragt werden müssen ist das kontra-

produktiv. 
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Beitrag zum Expertendisput über die Energiewende der Leibniz-Sozietät zu 

Berlin 

Aus eigenen Forschungs- und Entwicklungsarbeiten und Unternehmungen im Bereich der 

Energetik abgeleitete Thesen zur Energiewende 

Bodo Wolf 

 

A. Ableitung der Aufgabenstellung für die Energiewende aus dem Klimawandel 

Dank einer langjährigen Klimaforschung wird inzwischen international eine Energiewende in 

nationale Klimapolitiken mit signifikanten wirtschaftlichen Auswirkungen umgesetzt. Hand-

lungsdruck entstand vor allem wegen der sichtbaren und weiterhin befürchteten Veränderun-

gen des Klimas auf der Erde. Ein UNO-Weltklimarat (IPCC) wurde eingerichtet, um auf wis-

senschaftlicher Grundlage wirksame Maßnahmen zur Minderung des Klimawandels vorzu-

schlagen. Mit mehreren Sachstandsberichten präsentierte der IPCC den eindeutigen Befund 

einer Erwärmung der Erde und von Klimaveränderungen. Als primäre Ursache wurden die 

mit der Ressourcennutzung durch die Menschen verbundenen Emissionen von Kohlendioxid 

benannt, die durch einen Anstieg der Konzentration des Kohlendioxids in der Atmosphäre 

einen Treibhauseffekt bewirken und die Abstrahlung von Wärme in den Weltraum behindern 

soll.  

Obwohl diese Theorie des kohlendioxidbedingten Treibhauseffekts Fragen aufwirft (vgl. 

Schmidt 2011) und ihr Beweis aussteht (vgl. Schellnhuber 2015), wurden im politischen Kon-

sens über die menschliche Verursachung des Klimawandels weltweit Programme zur Sen-

kung der Kohlendioxidemissionen entwickelt und in Verträgen, wie dem Kyoto-Protokoll und 

dem Pariser Klimaschutzabkommen, als Maß des angestrebten Klimaschutzes festgeschrie-

ben. In Deutschland machte eine Enquetekommission des Bundestags zum Klimawandel in 

den 1990er Jahren die Theorie des kohlendioxidbedingten Treibhauseffekts zum Leitfaden 

des Handelns und meinungsführende Institutionen fordern seitdem eine „Entkarbonisierung“ 

der Wirtschaft, z.B. durch Auswaschen und Verpressen von Kohlendioxid (CCS-

Technologien). 

Mit dem Dogma des kohlendioxidbedingten Treibhauseffekts wurde leider auch die Illusion, 

eine klimafreundliche Entwicklung der Zivilisation mit fossilen und atomaren Brennstoffen 

sei möglich, politisch verankert und zur Wirtschaftsstrategie. Eingeführt wurde ein wenig 

wirksamer, aber einträglicher weltweiter Ablasshandel mit Kohlendioxidzertifikaten. Mit dem 

Ziel eines „weiter so“ bestreitet der konventionelle Energiesektor den Beitrag des Menschen 

zum Klimawandel aber nicht mehr nur plump. Unter dem Deckmantel von Klimaschutz durch 

„Dekarbonisierung“ sind heute Investitionspläne in Milliardenhöhe noch immer auf die Nut-

zung von fossilen Energieträgern wie „kohlendioxidarmem“ Erdgas oder gar „kohlendioxid-

neutraler“ Atomkraft gerichtet. 

Aktuell stellen Klimaforscher, auch des deutschen Alfred-Wegner-Instituts, empirisch fest, 

dass die Eisschmelze, etwa in der Arktis (Bild 1), wesentlich schneller voranschreitet, als auf 

Grundlage der Klimamodelle erwartet (vgl. Cheng u. a.). Hinweise auf die Klimawirkung der 

Energiewirtschaft durch Umwandlung von potenzieller Energie (fossile und atomare Brenn-

stoffe) in fühlbare Wärme wurden bislang mit dem Argument nicht berücksichtigt, die so 

freigesetzte Wärme spiele, bezogen auf die Strahlungsleistung der Sonne, keine Rolle. Dieser 

wissenschaftlich nicht tragfähige Schluss führt jedoch zu strategischen Fehlentscheidungen in 

der Wirtschaft und hat letztlich auch die deutsche Energiewende bereits in die Sackgasse ge-

führt. 
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Bild 1: Abschmelzen des arktischen Eisschilds  

(<http://www.br.de/klimawandel/eisschmelze-eis-polkappen-antarktis-arktis-100.html> 

17.2.18) 

Die Einladung der Leibniz-Sozietät zu einem Expertendisput über die Energiewende ist damit 

höchst aktuell und es ist zu wünschen, dass das Dogma des kohlendioxidbedingten Treibhaus-

effekts verworfen und ein tatsächlich wissenschaftlich begründeter Handlungsbedarf abgelei-

tet werden kann. Einen Ansatz dafür liefert die russische Eiskernbohrung Wostok (Bild 2), 

aus der erkennbar ist, dass das Kohlendioxid in der Atmosphäre nicht Ursache, sondern Folge 

der Erderwärmung ist. 

 

Bild 2: Rekonstruktion der Klimadaten der letzten 400.000 Jahre aus dem russischen Wostok-

Eisbohrkern (<http://www.oekosystem-erde.de/html/klimageschichte.html#eiszeiten> 

17.2.18) 

Im Gegensatz zu einer Wirtschaftspolitik der „Dekarbonisierung“ wird hier in Übereinstim-

mung mit der Umweltenzyklika von Papst Franziskus (vgl. Papst Franziskus 2015) die Auf-
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fassung vertreten, dass die Nutzung von fossilen und atomaren Brennstoffen zu beenden ist. 

Dabei könnte dahinstehen, ob der Mensch über einen CO2-Treibhauseffekt oder über die Frei-

setzung von potentieller Energie zur Erderwärmung beiträgt.  

Vorschlag zur Präzisierung der Klimamodelle 

Bereits Alexander von Humboldt lehrte, den Organismus der Biosphäre als einheitliches Gan-

zes zu sehen. Diese qualitative Lehre soll mit dem heutigen Stand des Wissens quantitativ 

belegt werden. Vorgeschlagen wird dafür folgendes Denkmodell:  

1. Für die wissenschaftliche Analyse der Vorgänge der „Erderwärmung“ gelten die an-

erkannten Grundlagen der Naturwissenschaften, insbesondere der Satz vom Erhalt 

der Energie. 

2. Dazu gehört die Beachtung der von der Biosphäre über den Kohlenstoffkreisprozess 

aufgebauten Energiepotentiale der Flora und Fauna mit ihren Derivaten, Kohle, Öl 

und Gas, und ihrer Gegenpotentiale an gefrorenem Wasser in Eis und Schnee. Diese 

von der Biosphäre über erdgeschichtliche Zeiträume gebildeten Energiepotenziale 

werden über die Strahlungsbilanzen der Klimamodelle nicht erfasst, sind aber maß-

geblich für das Klima. 

3. Der gemessene Anstieg der Luft- und Wassertemperaturen ist nicht das Maß der Erd-

erwärmung, sondern resultiert aus der Reduzierung von Eis und Schnee als Kühlflä-

chen in den Luft- und Wasserkreisläufen. Die eigentliche Erwärmung findet auf-

grund des in die Biosphäre eingelagerten Phasenwechsels des Wassers hauptsächlich 

isotherm statt. 

4. Der menschliche Einfluss auf das Klima erfolgt hauptsächlich durch Energiefreiset-

zung über den Kohlenstoffkreisprozess, was die Energiepotenziale und ihre Ge-

genpotenziale abbaut. Die Mitwirkung des Menschen an der Erwärmung der Bio-

sphäre besteht darin, dass er durch Nutzung von Biomasse, Kohle, Öl und Gas das 

Potenzial der Flora und ihrer Derivate in der Biosphäre mit hohem Energieniveau und 

damit zwangsläufig auch das Gegenpotenzial mit niedrigem Energieniveau in Form 

von Eis, Schnee und Permafrostboden unter annähernd isothermen Bedingungen ab-

baut und gleichzeitig durch seine Bodennutzung die Reproduktion des Kohlenstoff-

kreisprozesses durch Photosynthese reduziert. 

5. Diese Auswirkungen der menschlichen Aktivitäten werden überlagert durch geophy-

sikalisch bedingte, zyklische Temperaturdifferenzen auf der Erdoberfläche (Bild 2, 

Milankowic-Zyklus), durch Eruptionen von Lava, Gasen und Asche aus dem Erdin-

neren und durch Meteoriten, die ebenfalls zu Klimaveränderungen führen können.  

Modellierungsansatz zur Berechnung der anthropogenen Erderwärmung 

Ein alternativer Ansatz für die Modellierung und Quantifizierung des Klimas ist die Erfassung 

der Biosphäre und ihres natürlichen Kohlenstoffkreisprozesses in einem Energiebilanzmodell 

über ein Thermodynamisches System als Funktionen der absoluten Temperatur unter gegebe-

nen Drücken. 

6. Entwickelt wurde das im Bild 3 dargestellte, bereits 1976 berechnete System C-H-O 

(Kohlenstoff-Wasserstoff-Sauerstoff) (vgl. Wolf 1976), also das Thermodynamische 

System der Kohlehydrate und Sauerstoff produzierenden Flora und ihres Derivats 

Kohle.  
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Bild 3: Brennstoffe im Thermodynamischen System C-H-O 

 

7. Das in Bild 4 gezeigte System C-H-O-N (Kohlenstoff-Wasserstoff-Sauerstoff-

Stickstoff), dass das System Fauna erfasst, ergibt bereits, dass das System Flora (Bild 

3) die Basis des Systems der Fauna ist. Extrem zusammengefasst sind Kohle, Erd-

gas, Erdöl, aber auch die komplette Fauna Derivate der Flora. 

  

Bild 4: Stoffumwandlung im Thermodynamischen System C-H-O-N 

 

8. Zusammen erfassen diese Thermodynamischen Systeme mit ihrem Stoffaus-

tausch mit der anorganischen Materie die Biosphäre insgesamt. Die Stoff- und 

Energiebilanzierung des Systems der Flora kann also mit dem Thermodynamischen 

System Kohlenstoff-Wasserstoff-Sauerstoff und das der Fauna mit dem System Koh-

lenstoff-Wasserstoff-Sauerstoff-Stickstoff gelöst werden.  

9. Die Arbeit mit den thermodynamischen Systemen führt auch zu der Erkenntnis, dass 

die Erde über den Stoffaustausch über die Wasser- und Bodenflächen, die Atmosphä-
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re der Biosphäre bildet, die das Sammelbecken des gasförmigen Stoffaustausches ist. 

Anders ausgedrückt: Die Erde atmet, als Funktion ihrer Temperatur. 

10. Unter Vernachlässigung außerordentlicher Einflüsse aus dem Weltraum und dem Er-

dinneren, kann die Biosphäre als stofflich geschlossenes System betrachtet werden. 

Das heißt, die Summe der Enthalpiedifferenzen aller stofflichen Umwandlungspro-

zesse der Flora und Fauna in der Biosphäre ist „Null“ und jede Bildung von Energie-

potentialen hat die Bildung von Gegenpotenzialen zur Folge. 

11. Die primäre Stoffumwandlung der Biosphäre erfolgt über den Kohlenstoffkreispro-

zess der Flora entsprechend: E + x H2Oflüssig + CO2 = CH2O + O2 + (x - 1) H2Ofest /1/. 

Gemäß dieser Gleichung entzieht das thermodynamische System Flora der Biosphäre 

pro kg gebildetem Kohlehydrat ca. 4,50 kWh bzw. pro gebildetem kg Sauerstoff 4,22 

kWh solare Strahlungsenergie. Die natürliche Produktion von Kohlehydrat und Sau-

erstoff führt damit unter den Bedingungen der Sonneneinstrahlung in den Polarregio-

nen zur Abkühlung der Biosphäre bis auf die Schmelztemperatur des Wassers und 

nach Eisbildung auf tiefere Temperaturen. Die thermische Bilanz kann auf diese Wei-

se über die Zeit geschlossen werden, ohne Einwirkung eines kohlendioxidbedingten 

Treibhauseffekts. 

B. Energiewende durch Aufbau einer solaren Stoff- und Energiewirtschaft 

Die Entwicklung der menschlichen Gesellschaft war und ist maßgeblich abhängig von der 

Fähigkeit, Fremdenergie für die Verrichtung technischer Arbeit zu erschließen. Quellen für 

Fremdenergie waren historisch zunächst Biomasse und die Körperkraft der Mitmenschen, 

erschlossen über die Rangordnungen der Menschen von der Urgemeinschaft bis zur Industrie-

gesellschaft sowie die Körperkraft von Tieren, die Wind- und Wasserkraft. Die damit verbun-

denen Eingriffe der Menschen in den Naturkreislauf waren über Jahrtausende lokal begrenzt. 

Demgegenüber führte die hinzutretende systematische Nutzung der fossilen Brennstoffe nach 

der Entwicklung der Verbrennungskraftmaschinen und des Stromsystems zu einer industriel-

len – und mittlerweile elektronischen – Revolution, dem Aufbau einer weltumspannenden 

Energieversorgung, begleitet von einer drastischen globalen Beeinträchtigung der Biosphäre 

innerhalb weniger Jahrzehnte.  

Diese qualitative Aussage ist über thermodynamische Systeme quantifizierbar und zeigt, dass 

eine Potentialstabilität erstrebenswert ist. Die Ablösung der fossilen und atomaren Brennstof-

fe durch eine Energiewende hin zu einer solaren Stoff- und Energiewirtschaft ist letztlich die 

Frage des Fortbestandes der Menschheit und vielleicht auch des höheren Lebens der irdischen 

Biosphäre. 

Das Markenzeichen einer solaren Stoff- und Energiewirtschaft ist eine Energieversorgung 

ohne stoffliche und thermische Belastung der Biosphäre. Die solare Stoff- und Energiewirt-

schaft entspricht der optimalen Anpassung des Menschen an die Natur. Die Menschen nutzen 

die von der Sonne einstrahlende Energie und setzen diese nach Nutzung als Wärme in die 

Umwelt frei, wobei jedoch nicht mehr Wärme entsteht, als durch die solare Einstrahlung auch 

ohne Nutzung entstünde. Diese Energiewirtschaft kann technisch-ökonomisch wie folgt ge-

staltet werden: 

1. Die Nutzung der fossilen Energiequellen sowie der Tiefengeothermie und der Kernener-

gie, gleichgültig ob über Spaltung oder Fusion, scheidet grundsätzlich aus, weil diese 

Energien den Abbau der Gegenpotenziale in der Biosphäre beschleunigen und sie auf 

diese Weise thermisch belasten. Da der Sonnenenergieeintrag nicht abgeregelt werden 

kann, erhitzt sich die Biosphäre einerseits durch die Summierung der freigesetzten Ener-

gie. Andererseits können diese Energiequellen nicht zum Ausgleich die Photosynthese als 

kühlende Rückreaktion der Biosphäre antreiben. Die einzige, lebenserhaltende Art, Kern-
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energie auf der Erde zu nutzen, ist die Nutzung der Fusionsenergie der Sonne, direkt 

durch Photovoltaik und indirekt durch Wind- und Wasserkraft sowie Umweltwärme. 

2. Die entscheidende Frage der Energiewende ist – nicht auf das Stromsystem beschränkt – 

die Substitution der fossilen und atomaren Brennstoffe in der gesamten Energieversor-

gung. Klimaschutz wird dabei nicht durch die Vermeidung von Kohlendioxidemissionen 

erreicht, sondern indem die benötigte Nutzenergie (NE) in den Sektoren Strom, Mobilität 

und Wärme möglichst effizient mithilfe von Strom aus regenerativer Energie unter Auf-

nahme von Umgebungswärme generiert wird. 

Berechnungen unter Berücksichtigung in Entwicklung befindlicher innovativen Metho-

den der Energiewandlung ergaben, dass mit einer kWh EE-Strom im Sektor Wärme 5,8 

kWh, in der Mobilität 2,4 kWh und in der Stromversorgung 1,8 kWh Brennstoffwärme 

ersetzt werden können. Dies verdeutlicht die Priorität des Ersatzes der fossilen Brennstof-

fe in der Wärmeversorgung, da hier am wirksamsten die fossilen Brennstoffe ersetzt wer-

den können. Weniger effektiv zeigt sich hingegen die Umstellung des Mobilitäts- und des 

Stromsektors. 

3. Eine Fehlerquelle der bisherigen Hochrechnungen des Strombedarfs liegt darin, dass da-

für der Stand der Technik herangezogen und das Innovationspotenzial der Sektoren nicht 

erkannt wird. Solar-regenerativer Strom darf jedoch nicht zum Brennstoffersatz degra-

diert werden, sondern ist als reine Exergie die Triebkraft.  

4. Der Stand der Energielehre trifft aktuell auf Denkgrenzen. Die Energielehre muss deshalb 

für die Gestaltung einer solaren Stoff- und Energiewirtschaft fortgeschrieben werden. 

Dabei wird sich zeigen, dass Wasserdampf auch im neuen Energiesystem das bevorzugte 

Arbeitsmittel bleibt und Verbrennungskraftmaschinen als emissionsfreie Energie-

umwandler Hauptbausteine eines Wirtschaftszweiges Energiespeicher sein werden.  

5. Unterstellt man in der Wärmeversorgung eine Bewirtschaftung von Umgebungswärme, 

wofür neue technische Methoden angewendet werden müssen, könnten allein bis zu 40% 

der heute eingesetzten Energieträger durch Umgebungswärme ersetzt werden.  

6. Eine „Wärmewende“ mit kleinen Luft-Wärmepumpen des Standes der Technik ergibt 

keinen Sinn. Erforderlich sind vielmehr fernwärmetaugliche Großwärmepumpen und 

neue Methoden zur Aufnahme von Umgebungswärme, die bis zu 80% des Heizwärme-

bedarfs decken kann.  

7. Da global genug Sonne, Wind und Umweltwärme verfügbar sind, reduziert sich das 

Problem der Energiewende technisch auf die passenden Methoden zu ihrer Speicherung. 

Jede Energieversorgung erfordert Energiespeicher. 

8. In der konventionellen Energieversorgung sind das hauptsächlich Kohle- und Ölbunker, 

Erdgasspeicher und interkontinentale Pipelinesysteme, die vor der Umwandlung der 

Brennstoffe in das Energieversorgungssystem integriert sind. Ca. 40% der Investitions-

kosten moderner Kohlekraftwerke lassen sich der Speicheraufgabe zuordnen. 

9. In einer solaren Stoff- und Energiewirtschaft muss die Energiespeicherung nach der 

Stromerzeugung in das System integriert werden. Erforderlich sind Speichermethoden, 

die standortunabhängig EE-Strom speichern und transportieren können und eine effektive 

Rückgewinnung ermöglichen. Neben mobilen Speichersystemen zur Ergänzung der 

leichten Batterieelektromobilität werden stationäre Stromspeicher mit einer Leistung in 

der Größenordnung des heutigen konventionellen Kraftwerksparks und einer Speicherka-

pazität benötigt, die auftretende Dunkelflauten jederzeit sicher überbrücken kann. 
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10. Netze können Stromüberschüsse nur verteilen, sind aber angesichts des geringen Kapazi-

tätsfaktors der regenerativen Energie keine wirtschaftliche Alternative zur Speicherung. 

Als Rückgrat der konventionellen zentralistischen Energieversorgung mit Großkraftwer-

ken dienen sie heute der Zementierung von Oligopolen in der Energieversorgung, die in 

der solaren Stoff- und Energiewirtschaft keine Zukunft haben. Versuche, die bedarfsge-

rechte Versorgung vorwiegend über den Ausbau der elektrischen Netze zu sichern, ist auf 

Grund der daraus resultierenden niedrigen Auslastung der Netze ökonomischer Unsinn. 

Die solare Stoff- und Energiewirtschaft ist vom Grundsatz her dezentral, d.h. sie macht 

die Zentralisierung der heutigen Energieversorgung überflüssig und deklassiert Investiti-

onen zum Erhalt des Status Quo zu Fehlentscheidungen. 

11. Während die externalisierten Kosten der konventionellen Energieversorgung immer deut-

licher zutage treten und eingepreist werden wollen, sind die Kosten für eine solare Wirt-

schaft bereits seit Jahren besser berechenbar als für jede andere Art des Wirtschaftens.  
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